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1 Einleitung  

Der Regierungsrat hat mit Beschluss Nr. 735 vom 13. November 2018 den Entwurf zu einer 
Teilrevision des Gesetzes vom 22. März 2000 über die Steuern des Kantons und der Gemein-
den (Steuergesetz; NG 521.1) zuhanden der Vernehmlassung bis 15. Februar 2019 verab-
schiedet. 
 
Zur Vernehmlassung wurden Gemeinden, Parteien sowie verschieden Organisationen und 
Verbände eingeladen. 

2 Abkürzungsverzeichnis 

Damit im Text mit Abkürzungen gearbeitet werden kann, werden hier die Abkürzungen der 
Vernehmlassungsteilnehmenden aufgeführt. 
 
Parteien 

CVP Christlich Demokratische Volkspartei Nidwalden 

JCVP Junge CVP 

FDP FDP Die Liberalen Nidwalden 

GN Grüne Nidwalden 

SP Sozialdemokratische Partei Nidwalden 

SVP Schweizerische Volkspartei Nidwalden 

JSVP Junge Schweizerische Volkspartei Nidwalden 

 
Politische Gemeinden 

BEC Beckenried 

BUO Buochs 

DAL Dallenwil 

EMT Emmetten 

EBÜ Ennetbürgen 

EMO Ennetmoos 

HER Hergiswil 

ODO Oberdorf 

STA Stans 

SST Stansstad 

WOL Wolfenschiessen 

 
Schulgemeinden 

SG EMT Schulgemeinde Emmetten 

SG ODO Schulgemeinde Oberdorf 

SG SST Schulgemeinde Stansstad 

SG WOL Schulgemeinde Wolfenschiessen 

 
Kirchen 

RKL Römisch-Katholische Landeskirche Nidwalden 

ERL Evangelisch-Reformierte Landeskirche Nidwalden  

KGE Kirchgemeinde Ennetbürgen 

KGK Kapellgemeinde Kehrsiten 

KGOB Kirchgemeinde Obbürgen 

 
Organisationen und Verbände 

UWAV Anwaltsverband Unterwalden 

GV Gewerbeverband Nidwalden 

HEV Hauseigentümerverband Nidwalden 

IGT Interessengemeinschaft Treuhand Nidwalden 

NBV Nidwaldner Bauernverband 

PWN Pro Wirtschaft Nidwalden / Engelberg 

WIFRÖ Wirtschaftsförderung Nidwalden 
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3 Zusammenfassung der Vernehmlassungsergebnisse 

3.1 Übersicht Vernehmlassungsteilnehmende 

Folgende Stellungnahmen gingen ein: 
 

Vernehmlassungs- 

teilnehmende 

Stellungnahme Verzicht Keine Antwort 

Politische Parteien SVP, CVP, FDP, GN, SP, JSVP  Jungfreisin-

nige NW, JCVP 

Politische Gemeinden BEC, BUO, DAL, EMT, EBÜ, 

EMO, HER, ODO, STA, SST, 

WOL 

 GPK 

Schulgemeinden SG EMT, SG ODO, SG SST, 

SG  WOL 

  

Kirchen RKL, KGE, KGK, KGOB  ERL 

Verbände, Organisationen IGT, GV  UWAV, HEV, 

NBV, PWN, 

WIFRÖ 

Total 27 0 9 

 
 
 

3.2 Allgemeine Bemerkungen 

Zur Umsetzung der eidgenössischen Steuervorlage (STAF) im kantonalen Steuergesetz (NG 
521.1) wurde bis 15. Februar 2019 eine externe Vernehmlassung durchgeführt (Steuergesetz-
revision 2020). Es wird auf den Beschluss Nr. 735 des Regierungsrates dazu vom 13. Novem-
ber 2018 verwiesen. Eckwerte der Vernehmlassung waren: 
 
- die Abschaffung der Statusgesellschaften (mit einer Übergangsregelung); 
- eine Gewinnsteuersenkung auf insgesamt unter 12 Prozent (inkl. Bund); 
- die maximale Erweiterung der (bereits eingeführten) Patentbox (auf 90 Prozent); 
- eine maximale Entlastung bei der Dividendenbesteuerung (50 Prozent wie bisher); 
- eine Reduktion der Besteuerung von Vorsorgeleistungen (auf einen Viertel); 
- ein finanzieller Ausgleich für die Gemeinden (zulasten der Landeskirchen); 
- eine Erhöhung der Ausbildungszulage (um Fr. 20.--). 
 
Die Vorlage wurde – mit wenigen Ausnahmen – von den Parteien, Gemeinden, Verbänden 
und Organisationen begrüsst und unterstützt. Einzig Grüne Nidwalden (GN), die Sozialdemo-
kratische Partei des Kantons Nidwalden (SP) und die politische Gemeinde Stans lehnten sie 
– aus unterschiedlichen Überlegungen – grundsätzlich ab. Überdies wurden verschiedene Än-
derungs- und Ergänzungsvorschläge gemacht.  

3.3 Abschaffung der Statusgesellschaften 

Insgesamt 24 Teilnehmer begrüssen und unterstützen die Abschaffung der Statusgesellschaf-
ten. SP, GN und STA lehnen die Vorlage grundsätzlich ab. 4 Teilnehmer beantragen überdies, 
die Übergangsregelung bei Wegfall der steuerprivilegierten (kantonalen) Holding- und Verwal-
tungsgesellschaften attraktiver auszugestalten. 
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3.4 Kantonale Ersatzmassnahmen 

24 Teilnehmer begrüssen und unterstützen auch eine Gewinnsteuersenkung, wobei 2 Teil-
nehmer insgesamt nicht unter 12 Prozent (inkl. Bund) gehen wollen. Dasselbe gilt für die ma-
ximale Erweiterung der (bereits eingeführten) Patentbox (auf 90 Prozent). Für eine maximale 
Entlastung bei der Dividendenbesteuerung (50 Prozent wie bisher) sprechen sich 25 Teilneh-
mer aus. SP, GN und STA lehnen die Vorlage grundsätzlich ab, wobei die GN dennoch der 
Entlastung bei der Dividendenbesteuerung zustimmen. 22 Teilnehmer stimmen auch einem 
finanziellen Ausgleich an die Gemeinden zu, wovon die Hälfte den Ausgleich zulasten des 
Kantons sogar erhöhen will. 

3.5 Weitere Massnahmen 

Insgesamt 22 Teilnehmer begrüssen und unterstützen auch eine attraktivere Besteuerung der 
Vorsorgeleistungen, wobei 5 Teilnehmer weniger weit bzw. sogar noch weiter gehen wollen 
als vorgeschlagen. Dasselbe gilt für die Erhöhung der Ausbildungszulage, wobei 2 Teilnehmer 
auch eine Erhöhung der Kinderzulage fordern. 

3.6 Zusätzliche Änderungs- und Ergänzungsvorschläge 

Überdies wurden verschiedene Änderungs- und Ergänzungsvorschläge gemacht. So soll ne-
ben der Abschaffung der Statusgesellschaften auch auf die spezielle Besteuerung von inter-
nationalen Konzernkoordinationszentralen im Kanton Nidwalden (Art. 77 Abs. 3) sowie auf 
eine Wegzugsbesteuerung bei der Patentbox verzichtet werden (Art. 77a Abs. 4). Des Weite-
ren wurde angeregt, die Erbschafts- und Schenkungssteuer (Art. 153 ff.) abzuschaffen und die 
Handänderungssteuer (Art. 136 ff.) durch eine (tiefere) Gebühr zu ersetzen und bei der Grund-
stückgewinnsteuer (Art. 141 ff.) vom monistischen auf das dualistische System zu wechseln. 

3.7 Stellungnahme des Regierungsrates 

Der Regierungsrat stellt fest, dass die Vorlage – mit wenigen Ausnahmen – von den Parteien, 
Gemeinden, Verbänden und Organisationen unterstützt wird, und will die Vorlage daher grund-
sätzlich unverändert zuhanden des Landrates verabschieden. Soweit Änderungs- und Ergän-
zungsvorschläge im Ausmass über die Vorlage hinausgehen, wie beim finanziellen Ausgleich 
an die Gemeinden, wären die Steuerausfälle für den Kanton zu gross, und soweit die Vor-
schläge weniger weit gehen, würde die Standortattraktivität zu stark beeinträchtigt. Viele auch 
der weiteren Vorschläge würden ebenfalls zu (teilweise) erheblichen Steuerausfällen führen, 
welche die aktuelle Vorlage nicht mehr zu stemmen vermöchte. Dies betrifft insbesondere die 
geforderte Abschaffung der Erbschafts- und Schenkungssteuer. 
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4 Auswertung der Stellungnahmen der Vernehmlassungsteilnehmenden 

4.1 Allgemeine Bemerkungen 

Wer Bemerkungen Stellungnahme  

Regierungsrat 

CVP Reduktion Gewinnsteuern 
 
Die CVP Nidwalden begrüsst den vorgeschlagenen Weg. Die privilegierte Besteu-
erung der Unternehmungen von Holding- und Domizilgesellschaften muss mit der 
Steuerreform des Bundes abgeschafft werden. Um die Attraktivität des Steuer-
standortes Nidwalden erhalten zu können, ist eine Anpassung der Gewinnsteuer 
angezeigt. Das Ziel, dass die Gewinnsteuern im Kanton Nidwalden für die Bun-
des- und Kantonssteuern noch ca. 12% betragen sollen, ist richtig. Nidwalden 
sollte bei der Unternehmensbesteuerung zu den drei attraktivsten Kantonen ge-
hören. Gemäss der in der Nidwaldner Zeitung publizierten Statistik (vgl. NZ vom 
16.12.2018) wird sich Nidwalden mit der geplanten Senkung des Steuersatzes an 
die Spitze sämtlicher Kantone hieven. Wir würden als einzige die Gewinnsteuern 
mit weniger als 12% besteuern (11,97%), gefolgt von Zug, welcher mit der dort 
geplanten Steuergesetzrevision die Gewinne der Unternehmen in Zukunft mit 
12,09% besteuern wird. Unseres Erachtens genügt eine Reduktion auf das Niveau 
der Besteuerung im Kanton Zug. 
 
 
 
Reduktion Besteuerung Vorsorgeleistungen (2. Säule) 
 
Die Strategie des Regierungsrates, die Besteuerung von Vorsorgeleistungen bei 
Kapitalbezug deutlich zu senken, fördert die Überalterung in Nidwalden. Hier stellt 
sich die Frage, ob wir das wirklich wollen. Wir kämpfen bereits jetzt mit dem Prob-
lem, dass Familien mit Kinder wegen der hohen Wohnkosten eher abwandern und 
vermehrt Personen mit hohen Einkommen und Vermögen – zumeist ältere Perso-
nen – nach Nidwalden ziehen. Mit der geplanten Herabsetzung der Besteuerung 
von Vorsorgeleistungen von heute 0,4% auf 0,25% fördern wir diesen Trend zu-
sätzlich. Wir sind daher der Meinung, dass die Steuern bei den Vorsorgeleistun-
gen weniger stark gesenkt werden sollten. Demgegenüber müsste der Kanton da-
für sorgen, dass Nidwalden auch für Familien mit Kindern mit mittleren 
Einkommen attraktiv bleibt. 
 
 
 
 
 
 
Schliesslich möchten wir darauf hinweisen, dass Personen, die über eine unge-
nügende Altersvorsorge verfügen, nach einem Bezug des Kapitals in der zweiten 
Säule (statt einer Rente) eher auf Ergänzungsleistungen und/oder Sozialhilfe an-
gewiesen sind. Leider hat es der Bund versäumt, den Bezug von Kapital bei der 
zweiten Säule zu erschweren und zumindest im Bereich der obligatorischen be-
ruflichen Vorsorge zu verbieten. Wir sind der Meinung, dass hier nach wie vor 
Handlungsbedarf besteht. 
 
Erhöhung Ausbildungs- und Kinderzulagen 
 
Der Regierungsrat schlägt vor, die Ausbildungszulagen von heute CHF 270.00 auf 
CHF 290.00 zu erhöhen. Dies sei ohne zusätzliche Arbeitnehmer- und Arbeitge-
berbeiträge möglich. Diese geplante soziale Abfederung erachten wir als zwin-
gend. Sie schafft einen gewissen sozialen Ausgleich und erhöht die Akzeptanz 
der Reduktion der Unternehmenssteuern in der Bevölkerung. Es ist jedoch auch 
zu prüfen, ob nicht zusätzlich eine Erhöhung der Kinderzulagen möglich wäre, 
ohne dafür die Lohnnebenkosten in Nidwalden zu erhöhen. Damit würden auch 
Familien mit jüngeren Kindern profitieren. Nidwalden ist für viele Familien wegen 
der hohen Wohnkosten ein teures Pflaster. Daher sollte hier bei der Erhöhung von 
Kinder- und Ausbildungszulagen der ganze Spielraum vollständig ausgeschöpft 
werden. 

 
 
Kenntnisnahme 
Bei der Gewinnsteuer-
belastung richtet sich 
der Kanton Nidwalden 
nach den gesamt-
schweizerischen Ent-
wicklungen und ver-
folgt das Ziel, einen 
Spitzenplatz einzuneh-
men. – Die Gewinn-
steuern im Kanton Zug 
werden neu – je nach 
Gemeinde – voraus-
sichtlich bei 11,89% 
(Baar) bis 12,5% zu 
liegen kommen (Stadt 
Zug: 12,0%). 
 
 
Ablehnung 
Die Attraktivität der 
Besteuerung von Vor-
sorgeleistungen stei-
gert die Steuereinnah-
men. Junge Familien 
können etwa vom 
steuergünstigen Vor-
bezug profitieren (bei-
spielsweise beim Er-
werb von 
Wohneigentum). Eine 
signifikante Steigerung 
des Durchschnittsal-
ters ist nicht zu erwar-
ten. 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ablehnung 
Eine Erhöhung der 
Kinderzulage hätte 
auch eine Erhöhung 
der Beitragssätze zur 
Folge. 
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Wer Bemerkungen Stellungnahme  

Regierungsrat 

FDP Die Aufhebung der Sonderstati führt dazu, dass zahlreiche Unternehmungen in 
der Schweiz eine massiv höhere Steuerbelastung zu tragen haben. In diesem 
Sinne ist es eminent wichtig zu verstehen, dass sowohl die STAF wie auch die 
kantonale Umsetzung nicht Steuersenkungsgesetze sind, sondern zum Ziel ha-
ben, die teilweise massiv höhere Belastung ehemaliger Statusgesellschaften mit-
tels international anerkannter und nichtdiskriminierender Massnahmen abzufe-
dern.  
 
Der Kanton Nidwalden wird mit der Umsetzung der Steuergesetzrevision deutlich 
mehr Steuereinnahmen haben – notabene Mehreinnahmen welche, abgesehen 
vom höheren Anteil der Bundessteuern für die Kantone, zu 100% durch die jetzi-
gen Holding- und Verwaltungsgesellschaften getragen werden. Von Steuerge-
schenken an (internationale) Unternehmungen kann demnach nicht gesprochen 
werden. Diese Steuergesetzrevision ist eine grosse Chance, den Kanton Nidwal-
den auch für die Zukunft gut zu positionieren. Es gilt bei der Beurteilung der ein-
zelnen Massnahmen einen langfristigen Blick zu behalten und nicht auf den stati-
schen Vergangenheitszahlen zu verweilen. Zahlreiche Massnahmen werden sich 
innerhalb kürzester Zeit durch Wachstum selber finanzieren – wir sind deshalb 
klar der Meinung, dass sich mutige Schritte in die Zukunft für alle Nidwaldnerinnen 
und Nidwaldner auszahlen werden. Es wäre schade, wenn der Kanton Nidwalden 
diese einmalige Chance nicht nützen würde. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Allerdings soll eine at-
traktive Übergangsre-
gelung die steuerliche 
Mehrbelastung durch 
den Wegfall der Privi-
legien abfedern. Die 
Gewinnsteuer soll zu-
dem auf 5,1 Prozent 
gesenkt werden. 

GN Die Grünen lehnen die geplante Steuergesetzrevision ab. Unsere Begründungen 
entnehmen Sie bitte den Antworten in Ihrem Fragebogen. 

Kenntnisnahme 
Die kantonale Steuer-
gesetzrevision setzt zu 
einem grossen Teil 
(auch) zwingende Vor-
gaben aus der eidge-
nössischen Steuervor-
lage (STAF) um. 

SP Grundsätzliche Position der SPNW: UnternehmerInnen und Privatpersonen sollen 
dort ihr Einkommen und Vermögen versteuern, wo es erwirtschaftet wurde. Die 
Regierungen sollten sich nicht von Konzernen in einen Steuerwettbewerb treiben 
lassen, sondern Steuergerechtigkeit einfordern. Zahlreichen Finanzkrisen und 
Entwicklungshilfeprogrammen könnte entgegengewirkt werden, wenn gesetzlich 
ermöglichte Steueroptimierungsmöglichkeiten entfallen würden. Das ganze Steu-
ermassnahmenpaket wird als "Standortvorteil" angepriesen. Langfristigen Stand-
ortvorteil bieten gut ausgebildete ArbeiterInnen sowie hervorragend Infrastruktur. 
Im Bericht wird speziell darauf hingewiesen, dass es in Zukunft schwierig wird, 
hochqualifizierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus Drittstaaten zu rekru-
tieren. Die Gefahr ist gross, dass durch Sparmassnahmen die Ausbildung unserer 
eigenen Arbeiterinnen und Arbeiter leidet sowie der Unterhalt der Infrastruktur ver-
nachlässigt wird und somit der grosse Standortvorteil der Schweiz zunichtege-
macht wird. Günstige Steuersätze kann jede Bananenrepublik bieten. Gut ausge-
bildetes Personal und gute Infrastruktur jedoch nicht. 
 
 
Zurzeit ist international die Besteuerung von Internet-Konzernen im Gespräch. Ins 
neue Gesetz gehört ein Grundsatzparagraph, welcher das Erheben von Steuern 
bei international tätigen Internet-Konzernen ermöglicht. 

Kenntnisnahme 
Mit der eidgenössi-
schen Steuervorlage 
(STAF) sollen die in-
ternational nicht mehr 
akzeptierten Holding- 
und Verwaltungsge-
sellschaften in Umset-
zung internationaler 
Standards zur Be-
kämpfung schädlichen 
Steuerwettbewerbs 
abgeschafft und inter-
national akzeptierte 
Ersatzmassnahmen 
eingeführt werden. 
 
Ablehnung 
Dazu sind bundes-
rechtliche Vorgaben 
erforderlich. 

BUO Der Gemeinderat Buochs ist mit den vorgesehenen Änderungen im Grundsatz 
einverstanden. Nicht oder nur teilweise einverstanden ist der Gemeinderat mit: 
Der Reduktion der Besteuerung der Vorsorgeleistungen (Ziff. 4.2.4 und 4.2.5 des 
Berichts); dem finanziellen Ausgleich für die Gemeinden durch Erhöhung des An-
teils an der Gewinn- und Kapitalsteuer zugunsten der Gemeinden und zulasten 
der Kirchen (Ziff. 4.1.8 des Berichts). Für die Details verweisen wir auf die Antwor-
ten im beigelegten Fragebogen. 
 
 
 
 
 

Siehe Stellungnahmen 
zu Fragen 6 und 7. 
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Wer Bemerkungen Stellungnahme  

Regierungsrat 

Als weitere Massnahme begrüsst der Gemeinderat Buochs einen zusätzlichen fi-
nanziellen Ausgleich durch Erhöhung des Anteils an der Gewinn- und Kapital-
steuer zugunsten der Gemeinden und zulasten des Kantons im gleichen Umfang 
wie zu Lasten der Kirchen (je 2%). 

Ablehnung 
Eine (weitere) Erhö-
hung des Anteils zu-
lasten auch des Kan-
tons (neben den 
Landeskirchen) hätte 
Mindereinnahmen für 
den Kanton zur Folge. 

EBÜ Der Gemeinderat Ennetbürgen regt an, dass weitere Gesetzesanpassungen oder 
Mehrerträge aus Gesetzesänderungen nicht wie in den letzten Jahren zugunsten 
der Kantonsrechnung und zulasten der Gemeinderechnungen anfallen. Es sind 
inskünftig ausgewogenere Lösungen und Varianten vorzuschlagen. 

Kenntnisnahme 

EMO Viele der Massnahmen sind obligatorisch durch den Kanton umzusetzen oder 
bringen dem Kanton mehrheitlich Vorteile. Insbesondere die Reduktion der kan-
tonalen Gewinnsteuern auf 5.1 % hat aber auch negative Auswirkungen (vgl. Fra-
gebogen Vernehmlassung). 
 
Die Erhöhung der Familienzulagen wird vom Gemeinderat Ennetmoos grundsätz-
lich begrüsst. Allerdings wird nach Ansicht des Gemeinderates die Einheit der Ma-
terie verletzt. Die Teilrevision des Steuergesetzes steht in keinem direkten Zusam-
menhang mit dem kantonalen Familienzulagengesetz. Die Vermischung von 
verschiedenartigen Gesetzesvorlagen – nur um die Akzeptanz zu erhöhen – ist 
nach unserer Auffassung staatspolitisch fragwürdig. 

Siehe Stellungnahme 
zu Frage 3. 
 
 
 
Ablehnung 
Auch die eidgenössi-
sche Steuervorlage 
(STAF) ist mit sozial-
politischen Massnah-
men verknüpft. Diese 
Frage hat das EJPD 
geprüft und als vertret-
bar beurteilt. 

STA Die geplante Teilrevision bringt für die Politische Gemeinde Stans bei den Ge-
meindesteuern einerseits Mehrerträge (Mehrertrag Wegfall Holdingprivileg / Mehr-
ertrag Wegfall Verwaltungsprivileg / Mehrertrag Kompensation 2% Gewinnsteuer) 
von CHF 568'000, aber auch andererseits Mindererträge (Steuerminderertrag Ge-
winnsteuersenkung von 6% auf 5.1% / Senkung Besteuerung Kapitalleistungen 
aus BVG von 2/5 auf ¼) von CHF 884'000. Insgesamt wären es weniger Steuer-
einnahmen von CHF 316'000 oder ein halber Steuerzehntel. 
 
Die Beantwortung der Fragen erfolgt mit der grundsätzlichen Einsicht des Ge-
meinderates, dass eine eidgenössische Steuerreform notwendig ist. Für die Um-
setzung der Reform auf Ebene des Kantons Nidwalden und damit auch auf kom-
munaler Ebene, vermisst der Gemeinderat, dass keine flankierenden 
Massnahmen für die Gemeinden vorgesehen sind, welche die Steuerausfälle ver-

bindlich ausgleichen.  

Kenntnisnahme 
Neben der statischen 
Betrachtung ist auch 
die dynamische Ent-
wicklung mit einzube-
ziehen. 
 
 
Kenntnisnahme 
Um steuerliche Min-
dereinnahmen der Ge-
meinden angemessen 
abzugelten, wird der 
Anteil an der Gewinn- 
und Kapitalsteuer zu-
gunsten der Gemein-
den erhöht. 

KGK Der sehr verständliche und nachvollziehbare Bericht des Regierungsrates wurde 
vom Kapellrat eingehend diskutiert und ich kann Ihnen heute die Antwort geben, 
dass der Kapellrat allen Ausführungen im beiliegendem Fragebogen zustimmen 
kann. 

Kenntnisnahme. 

KGOB Der Kirchenrat Obbürgen hat Kenntnis von der Teilrevision des Gesetzes über 
Steuern des Kantons und der Gemeinden (Steuergesetz, StG). Einzig, wie die 
Landeskirche Nidwalden in ihrer Stellungnahme den Punkt 2 Ziff. 4.1.8 moniert. 
Finanzieller Ausgleich für Gemeinden durch Erhöhung des Anteiles an der Ge-
winn- und Kapitalsteuer zugunsten der Gemeinden und zulasten der Kirche. Ist 
der Kirchenrat Obbürgen verunsichert und hofft auf eine Präzisierung. 

Siehe Stellungnahme 

zu Frage 7. 

KGE Wir vom Kirchenrat der röm. kath. Kirchgemeinde Ennetbürgen stehen dem Ge-
samtpaket grundsätzlich positiv gegenüber. Unsere Antwort ist im Allgemeinen 
analog der Rückmeldung der Landeskirchen von Nidwalden. Gemäss kantonalen 
Steueramt können die Landeskirchen weiterhin davon ausgehen, dass der Fi-
nanzbedarf (mind. CHF 3'000'000.-) weiterhin gedeckt ist. Mit diesen Steuerein-
nahmen können somit die Aufgaben auch langfristig erfüllt werden. 
 
 
 

Siehe Stellungnahme 
zu Frage 7. 
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Wer Bemerkungen Stellungnahme  

Regierungsrat 

Der Steuersatz bei der Vorsorgebesteuerung müsste nicht auf das Niveau von 
25% gesenkt werden - es wäre auch ein Mittelweg von 30% od. 35% auf den 
ordentlichen Satz möglich. Bei der Quellensteuer wäre ebenfalls ein Mittelweg von 
4% wünschenswert, anstelle der massiven Senkung auf 3%.  
 
Bei den Familienzulagen würden wir aus sozial- und familienpolitischen Gründen 
eine Anpassung auch bei den Kinderzulagen wünschen. So würden die Ausbil-
dungs- und Kinderzulagen um je 20.-- angehoben. Dies würde eine viel breitere 
Wirkung zeigen. 

Siehe Stellungnahme 
zu Frage 6. 
 
 
 
Siehe Stellungnahme 
zu Frage 8. 

IGT Insgesamt beurteilen wir die vorgesehenen Anpassungen als Gesamtpaket als 
sinnvoll. Die Spitzenposition des Kantons Nidwalden im interkantonalen und inter-
nationalen Vergleich kann damit abgesichert bzw. sogar verbessert werden. Die 
Vorlage ist ausgewogen und dürfte eine allfällige Volksabstimmung überstehen. 
Allerdings ist diese Vorlage - wohl aus Gründen der politischen Akzeptanz, und 
auch wegen des immer noch bestehenden strukturellen Defizits - zurückhaltend 
ausgefallen. Die Anpassungen im Nidwaldner Steuergesetz dürften ab dem Ein-
führungsjahr einen signifikanten Mehrertrag generieren. 
 
Wir hätten es gerne gesehen, wenn die früher schon diskutierte Senkung der Ver-
mögenssteuer ebenfalls in diese Revision eingeflossen wäre. Da nur wenige Län-
der überhaupt eine Vermögenssteuer erheben, würde eine solche Massnahme 
aus internationaler Sicht keine Probleme verursachen. 
 
 
 
 
Gewinnsteuersenkung 
 
Die Senkung der Ertragssteuern sichert uns ein wichtiges Alleinstellungsmerkmal 
und ist an der untersten international noch "verträglichen" Belastung von rund 12% 
angesetzt. Damit wird der Kanton Nidwalden wahrscheinlich den Spitzenplatz un-
ter den Schweizer Kantonen belegen und hinsichtlich Steuerattraktivität ein wich-
tiges Signal aussenden. 
 
Patentbox und Forschungsabzug 
 
Den Wechsel von der Lizenz- und Patentbox ist sinnvoll, obwohl aufgrund der neu 
zu erfüllenden Kriterien wohl nur noch sehr wenige Firmen sich für die Privilegie-
rung qualifizieren werden. Leider wird die Möglichkeit auf einen zusätzlichen Ab-
zug für Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen vorerst nicht ausgeschöpft. 
Immerhin wird die Abzugsmöglichkeit grundsätzlich eingeführt, so dass später 
eine Anhebung der vorerst 0% relativ einfach vorgenommen werden kann. Dieser 
Abzug hat wahrscheinlich einen grösseren Effekt als die Patentbox, welche nur 
für wenige Firmen offensteht. 
 
Beibehaltung privilegierte Dividendenbesteuerung 
 
Die maximale Entlastung bei der Dividendenbesteuerung von 50% passt zum 
Kanton Nidwalden als Vorreiter bei der privilegierten Dividendenbesteuerung. Mit 
der Anpassung auf das Teileinkünfteverfahren ergibt sich eine Angleichung an die 
Direkte Bundessteuer. 
 
Reduktion der Besteuerung von Vorsorgeleistungen 
 
Die Reduktion der Besteuerung von Vorsorgeleistungen ist eine sinnvolle Mass-
nahme. Die bisher vergleichsweise hohe Belastung des Kantons Nidwalden in 
diesem Bereich hat nicht zur ansonsten hohen steuerlichen Attraktivität des Kan-
tons Nidwalden gepasst. Diese Massnahme kann auch unter dem Gesichtspunkt 
gesehen werden, dass Steuerpflichtige mit hohen Vorsorgekapitalien in der Regel 
auch hohe Einkommen und Vermögen versteuern, und so einen kleinen – in der 
Regel einmaligen – Vorteil erhalten. Ob deswegen tatsächlich Personen mit hohen 
Vorsorgekapitalien zuziehen, und sich dies insgesamt positiv auf die Finanzen des 
Kantons Nidwalden auswirkt, ist aus unserer Sicht unsicher. Aufgrund des Vorsor-
gekapitalbezuges wird das Einkommen dieser dann pensionierten Personen eher 
zurückgehen. Zudem darf nicht unterschätzt werden, dass bei dieser Altersgruppe 
später hohe Spitalkostenbeiträge anfallen können. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Der Kanton nimmt be-
reits eine Spitzenposi-
tion ein. Eine Senkung 
der Vermögenssteuer 
hätte zudem erhebli-
che Steuerausfälle zur 
Folge. 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Wer Bemerkungen Stellungnahme  

Regierungsrat 

Bemerkung zu Art. 42b Abs. 1 StG NW 
Wie vorstehend ausgeführt sieht die Steuervorlage u.a. eine Senkung der Steuer-
belastung von Kapitalleistungen aus Vorsorge für Empfängerinnen und Empfän-
ger mit Wohnsitz in Nidwalden vor. Neu soll die Steuerbelastung auf einen Viertel 
(bisher zwei Fünftel) der ordentlichen Steuersätze und der Mindeststeuersatz auf 
0.5 % (bisher 0.8 %) festgelegt werden. Mit der Teilrevision des Steuergesetzes 
des Kantons Nidwalden im Jahre 2011 wurde aufgrund bundesgesetzlicher Vor-
gaben die Steuererleichterung bei Betriebsaufgaben und Liquidationen von Per-
sonenunternehmen sowie bei Erbteilung neu eingeführt. Gemäss Art. 42b Abs. 1 
StG NW wird heute die Steuer auf dem Betrag der realisierten stillen Reserven, 
für den die steuerpflichtige Person die Zulässigkeit eines Einkaufs nach Art. 35 
Ziff. 4 StG NW (Einkauf in berufliche Vorsorge) nachweist, zu zwei Fünfteln der 
Steuersätze nach Art. 40 StG NW berechnet, wobei der Mindeststeuersatz 0.8% 
beträgt. Da Art. 42b Abs. 1 StG NW (Liquidationsgewinne) in direktem Zusam-
menhang zu Art. 42 (Kapitalleistungen aus Vorsorge) steht, ist u.E. Art. 42b Abs. 
1 StG NW zwingend anzupassen: 
 
Keine Steuern auf Vorrat 
Wenn man die Nidwaldner Steuergesetzrevisionen der letzten 20 Jahre analysiert, 
haben diese immer zu über den Erwartungen liegenden Erhöhungen des Steu-
erertrages geführt. Dies war sicher willkommen, weil sich über die Jahre ein struk-
turelles Defizit angehäuft hat, und sich der durch den Kanton Nidwalden in den 
nationalen Finanzausgleich zu bezahlende Betrag dramatisch erhöht hat. Sobald 
das strukturelle Defizit abgebaut ist, und die NFA-Beiträge nicht mehr so stark 
ansteigen, wäre es wünschenswert, wenn die Projektionsrechnungen betreffend 
Steuerertragsentwicklung mit weniger Sicherheitsreserven erstellt werden. Es soll 
nicht so sein, dass Steuern auf Vorrat erhoben werden, was dann in der Folge die 
Begehrlichkeiten in der Politik unweigerlich erhöhen würde. 
 
Steuerklima 
Die Steuerbelastung ist die eine Seite, die Behandlung der „Steuerkunden" die 
andere. Aus unserer Sicht als Steuerberater muss das seit vielen Jahren aufge-
baute gute Steuerklima unbedingt beibehalten werden. Die offenstehenden Ge-
sprächsmöglichkeiten und der Wille zu sachgerechten Lösungen sind sehr wich-
tige Faktoren im Standortwettbewerb. 

 
Zustimmung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Der Kanton Nidwalden 
erhebt keine Steuern 
auf Vorrat und rechnet 
auch keine Reserven 
ein. Die vorgeschlage-
nen Massnahmen 
müssen im Einklang 
mit der Beseitigung 
des strukturellen Defi-
zits stehen. 
 
Zustimmung 
Das Anliegen wird voll-
umfänglich unterstützt. 
 

4.2 Auswertungen Fragebogen 

4.2.1 Auswertung Frage 1 

1. Befürworten Sie die strategische Stossrichtung der kantonalen Steuergesetzrevision 
2020? Einführung neuer Sonderregelungen, die den internationalen Standards entspre-
chen, als Ersatz für den Wegfall der steuerlichen Privilegien für Unternehmen kombiniert 
mit einer Gewinnsteuersenkung (Ziff.4.1.3 ff. des Berichts)? 

Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

X    SVP, JSVP, 

BUO, DAL, 

EMT, EBÜ, 

ODO, 

SG EMT, 

SG ODO, 

SG SST, 

SG WOL, 

RKL, KGK, 

KGOB, 

KGE, IGT 

 

 X   SP  
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Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

X   Wir befürworten die vorgeschlagene Vorgehensweise 
im Grundsatz. Die Abschaffung der steuerlichen Privile-
gien soll mit einer Gewinnsteuersenkung verbunden 
werden, um die Attraktivität des Kantons Nidwalden in 
steuerlicher Hinsicht für Unternehmungen zu erhalten. 

CVP Kenntnisnahme 
Bei der Gewinnsteuer-
belastung richtet sich 
der Kanton Nidwalden 
nach den gesamt-
schweizerischen Ent-
wicklungen und ver-
folgt das Ziel, einen 
Spitzenplatz einzuneh-
men. 

X   Wir begrüssen die Stossrichtung der Regierung. Insbe-
sondere begrüssen wir auch den ins Steuergesetz auf-
genommene Abzug für Forschungs- und Entwicklungs-
aufwand, der vorerst mit 0% Abzug nicht wirksam ist, bei 
Bedarf aber unkompliziert und bedarfsorientiert einge-
setzt werden kann. 

FDP, WOL Kenntnisnahme 
Mit der Steuergesetz-
revision 2020 sollen 
die international nicht 
mehr akzeptierten Hol-
ding- und Verwaltungs-
gesellschaften abge-
schafft und 
international akzep-
tierte (möglichst flexi-
bel ausgestaltete) Er-
satzmassnahmen 
eingeführt werden. 

 X  Wir haben uns wiederholt gegen die Rolle Nidwaldens 
als Treiber des Steuerwettbewerbs im nationalen und in-
ternationalen Vergleich ausgesprochen. Die Unter-
schiede werden sowohl zwischen den Gemeinden als 
auch zwischen den Kantonen immer grösser. Dies be-
lastet den Zusammenhalt innerhalb des Landes und da-
mit auch die Kompromisskultur, die entscheidend zu un-
serer politischen Kultur gehört. Einerseits hat die Tiefst-
steuerstrategie des Kantons zur Folge, dass ein hohes 
Ressourcenpotential erzeugt wird. Das wiederum for-
dert dem Kanton Millionenbeträge für den NFA ab, was 
zu einem noch höheren strukturellen Defizit führt. Ande-
rerseits wird das Steuerausschöpfungspotential des 
Kantons Nidwalden im Vergleich zu anderen Kantonen 
bei weitem nicht ausgeschöpft. Man darf die zusätzli-
chen Steuereinnahmen nicht ausschliesslich zur Reduk-
tion dieses strukturellen Defizits verwenden. Man muss 
sie wieder dort einsetzen, wo in den letzten Jahren ge-
spart und deshalb Leistungen abgebaut wurden. 
 
Im Weiteren erachten wir es als unzulässig, in der Steu-
ergesetzrevision bereits von der Annahme des Bundes-
gesetzes über die Steuerreform und die AHV-Finanzie-
rung (STAF) auszugehen, über die das Volk erst am 19. 
Mai 2019 abstimmen wird. 

GN Kenntnisnahme 
Die Schweiz steht in 
einem internationalen 
Steuerwettbewerb und 
kann sich nur dank 
kompetitiven Steuern 
behaupten. Der Fi-
nanzausgleich (NFA) 
fördert überdies die 
Solidarität unseres fö-
deralistischen Sys-
tems, unterstützt vor 
allem wirtschafts- und 
strukturarme Gegen-
den und fördert damit 
indirekt auch die Erhal-
tung von Arbeitsplät-
zen in der Schweiz. 
 
 
Kenntnisnahme 
Falls die eidgenössi-
sche Steuervorlage 
(STAF) in der Volksab-
stimmung vom 19. Mai 
2019 scheitern sollte, 
könnte die beantragte 
Umsetzung im Kanton 
Nidwalden (Steuerge-
setzrevision 2020) 
nicht wie vorgesehen 
beschlossen werden. 
Die Vorlage müsste – 
unter Berücksichtigung 
auch der Entscheide 
auf Bundesebene für 
diesen Fall – entspre-
chend angepasst wer-
den. 
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Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

X   Die im Bericht zur Vernehmlassung vorgeschlagenen 
Sonderregelungen und damit die Stossrichtung der Re-
gierung wird unterstützt. Insbesondere wird der in 
Art. 31a und Art. 78a StG vorgeschlagene zusätzlichen 
Abzug von Forschungs- und Entwicklungsaufwand be-
grüsst, der vorerst mit einem Prozentsatz von 0 % zu-
sätzlich abzugsfähig sein soll, bei Bedarf aber ange-
passt werden kann. Dies ermöglicht es dem Kanton, bei 
Bedarf schnell zu reagieren. Neue Sonderregelungen 
erhöhen zielgerichtet und finanzpolitisch effizient die 
steuerliche Attraktivität für Aktivitäten, die international 
besonders dem Steuerwettbewerb ausgesetzt sind. 

BEC Kenntnisnahme 
Mit der Steuergesetz-
revision 2020 sollen 
die international nicht 
mehr akzeptierten Hol-
ding- und Verwaltungs-
gesellschaften abge-
schafft und 
international akzep-
tierte (möglichst flexi-
bel ausgestaltete) Er-
satzmassnahmen 
eingeführt werden. 

X   Wir befürworten die vorgeschlagene Vorgehensweise 
im Grundsatz. Die Abschaffung der steuerlichen Privile-
gien soll mit einer Gewinnsteuersenkung verbunden 
werden, um die Attraktivität des Kantons Nidwalden in 
steuerlicher Hinsicht für Unternehmungen zu erhalten. 

EMO Kenntnisnahme 
Bei der Gewinnsteuer-
belastung richtet sich 
der Kanton Nidwalden 
nach den gesamt-
schweizerischen Ent-
wicklungen und ver-
folgt das Ziel, einen 
Spitzenplatz einzuneh-
men. 

X   Wir unterstützen die im Bericht zur Vernehmlassung 
vorgeschlagenen Sonderregelungen und damit die 
Stossrichtung der Regierung. Insbesondere begrüssen 
wir den in Art. 31a und Art. 78a StG vorgeschlagenen 
zusätzlichen Abzug von Forschungs- und Entwicklungs-
aufwand, der vorerst mit einem Prozentsatz von 0% zu-
sätzlich abzugsfähig sein soll, bei Bedarf aber ange-
passt werden kann. Dies ermöglicht es dem Kanton, bei 
Bedarf schnell zu reagieren. Neue Sonderregelungen 
erhöhen zielgerichtet und finanzpolitisch effizient die 
steuerliche Attraktivität für Aktivitäten, die international 
besonders dem Steuerwettbewerb ausgesetzt sind. 

HER Kenntnisnahme 
Mit der Steuergesetz-
revision 2020 sollen 
die international nicht 
mehr akzeptierten Hol-
ding- und Verwaltungs-
gesellschaften abge-
schafft und 
international akzep-
tierte (und möglichst 
flexibel ausgestaltete) 
Ersatzmassnahmen 
eingeführt werden. 

 X  Der Gemeinderat Stans vermisst in der angekündigten 
Teilrevision des Steuergesetzes einen Ausgleich der 
Lasten (vgl. dazu nachfolgend auch die Bemerkungen 
in Ziffer 2, zweitletzte Frage, sowie die unter Ziffer 3 ver-
langte weitere Massnahme). Deswegen kann der ange-
kündigten Teilrevision in dieser Form generell nicht zu-
gestimmt werden. 

STA Kenntnisnahme 
Um steuerliche Minder-
einnahmen der Ge-
meinden insbesondere 
durch die Senkung der 
Gewinnsteuersätze an-
gemessen abzugelten, 
wird der Anteil an der 
Gewinn- und Kapital-
steuer zugunsten der 
Gemeinden erhöht. Zu-
dem ist die dynami-
sche Entwicklung zu 
berücksichtigen, wel-
che mit Mehrerträgen 
rechnet. 

X   Wir begrüssen die im Bericht zur Vernehmlassung vor-
geschlagenen neuen Sonderregelungen als Ersatz für 
den Wegfall der steuerlichen Privilegien für Unterneh-
men in Kombination mit einer Gewinnsteuersenkung. 
Damit kann die Attraktivität des Kantons Nidwalden und 
die sehr gute Positionierung im Steuerwettbewerb wei-
terhin gewährleistet werden. 

SST Kenntnisnahme 
Mit der Steuergesetz-
revision 2020 sollen 
die international nicht 
mehr akzeptierten Sta-
tusgesellschaften ab-
geschafft, die Gewinn-
steuern gesenkt und 
international akzep-
tierte Ersatzmassnah-
men eingeführt wer-
den. 
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Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

X   Wir begrüssen die vorgeschlagene Richtung. Die Auf-
nahme des Abzugs für Forschungs- und Entwicklungs-
aufwendungen ins Gesetz mit 0% erachten wir als vor-
ausschauend und ermöglicht bei Bedarf eine Anpas-
sung. 

GV Kenntnisnahme 
Mit der Steuergesetz-
revision 2020 sollen 
die international nicht 
mehr akzeptierten Hol-
ding- und Verwaltungs-
gesellschaften abge-
schafft und 
international akzep-
tierte (und möglichst 
flexibel ausgestaltete) 
Ersatzmassnahmen 
eingeführt werden. 

 

4.2.2 Auswertung Frage 2 

2. Abschaffung der Regelungen für Holding- und Verwaltungsgesellschaften mit einer Über-
gangsregelung zur Abfederung der steuerlichen Mehrbelastung durch den Wegfall der 
bisherigen Privilegien (Ziff. 4.1.1 und 4.1.5 des Berichts)? 

Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

X    SVP, CVP, 

JSVP, 

BUO, DAL, 

EMT, EBÜ, 

EMO, 

SG EMT, 

SG ODO, 

SG SST, 

SG WOL, 

RKL, 

KGK, 

KGOB, 

KGE, IGT, 

GV 

 

 X   SP  

X   Die Abschaffung der Sonderstati ist zwingend, und müsste 
wahrscheinlich vom Kanton auch bei einer Ablehnung der 
STAF auf eidgenössischer Ebene umgesetzt werden, um 
Schaden für den Wirtschaftsstandort abzuwenden. Wir be-
grüssen die Übergangsregelung, schlagen aber vor, diese 
nicht gestaffelt, sondern flach bei rund 1%-1.1% festzuset-
zen. Wir verweisen dabei auch die Lösung die der Kanton 
Zürich geplant hat. 

FDP, WOL Ablehnung 
Die durchschnittliche 
Steuerbelastung im 
Kanton Nidwalden 
beträgt 1,4 Prozent 
und liegt damit unter 
derjenigen des Kan-
tons Zug. Eine Steu-
erbelastung von 
jährlich 1 bis 1,1 
wäre sogar deutlich 
darunter, was aber 
auch zu entspre-
chenden Minderein-
nahmen führen 
würde, ohne dass 
gleichzeitig auch die 
Standortattraktivität 
wesentlich gesteigert 
würde. Für die 
Standortattraktivität 
ausschlaggebend ist 
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Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

hingegen die Ge-
winnsteuerbelastung 
insgesamt. Der Kan-
ton Nidwalden liegt 
hier deutlich vor dem 
Kanton Zürich. – 
Und die Staffelung 
lehnt sich an die Re-
gelung beim Finanz-
ausgleich (NFA) an. 

 X  Privilegien weisen auf Ungleichbehandlung und damit auf 
Ungerechtigkeiten hin. Es scheint, dass sich der Regie-
rungsrat Nidwalden zwar aktuell an die Bundesregelung 
hält, aber bereits wieder nach neuen Schlupflöchern sucht 
und so den Steuerwettbewerb weiter anheizt. 
 
 
 

GN Kenntnisnahme 
Die Massnahmen 
sind bundesrechts- 
und OECD-konform. 

X   Die Abschaffung der Regelungen für Holding- und Verwal-
tungsgesellschaften ist das zentrale Element der STAF und 
muss zwingend umgesetzt werden, um Schaden für den 
Wirtschaftsstandort Schweiz abzuwenden. Die gesetzliche 
Verankerung von Übergangsregelungen wird befürwortet. In 
Bezug auf die Übergangsregelung nach neuem Recht be-
steht für die Kantone lediglich hinsichtlich der Höhe des Son-
dersatzes ein Wahlrecht. Dieser Sondersatz sollte möglichst 
tief angesetzt werden, da insbesondere für Holdinggesell-
schaften aufgrund ihrer Befreiung von den kantonalen Ge-
winnsteuern faktisch ein Steuersatz von 0 % gegolten hat. 
Der Steuersatz für die Sondersatzlösung sollte sich an den 
tiefsten Sätzen ausrichten, die andere Kantone einführen. 
Der Kanton Zürich plant z.B. einen Sondersatz von 1.1 %. 
Nidwalden sollte deshalb einen Sondersatz von 1 % einfüh-
ren. Es wird einen Sondersatz von 1 % für den gesamten 
Fünfjahreszeitraum vorgeschlagen, anstatt des im Geset-
zesentwurf vorgesehenen gestaffelten Steuersatzes.  
 
 
Auch sollten die Hürden bezüglich eines «step-ups» (Auf-
wertung von stillen Reserven) nach altem Recht grosszügig 
ausgelegt werden, damit es zum Beispiel für Holdinggesell-
schaften, die sogenannte Portfolioaktien, also Beteiligungen 
von unter 10 % halten, für Zwecke der Kantons- und Ge-
meindesteuern möglich ist, eine steuerfreie Aufwertung die-
ser Anteile vorzunehmen. Ein entsprechender Vorschlag ist 
nachstehend in Ziffer 3 zu Art. 280a E-StG NW enthalten. 

BEC, HER Ablehnung 
Siehe Antworten 
FDP und WOL. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ablehnung 
Abschreibungen 
werden beim Finanz-
ausgleich (NFA) nur 
während 5 Jahren 
berücksichtigt. 
 
 

X   Die Abschaffung der Regelungen für Holding- und Verwal-
tungsgesellschaften ist das zentrale Element der STAF und 
muss zwingend umgesetzt werden. 

ODO Kenntnisnahme 
Mit der Steuerge-
setzrevision 2020 
sollen die internatio-
nal nicht mehr ak-
zeptierten Holding- 
und Verwaltungsge-
sellschaften abge-
schafft und internati-
onal akzeptierte (und 
möglichst flexibel 
ausgestaltete) Er-
satzmassnahmen 
eingeführt werden. 

 X  Vgl. unsere Bemerkungen in Ziffer 1 (Frage 1) STA Kenntnisnahme 
Siehe Frage 1. 



Teilrevision Steuergesetz 
 

Auswertung der Vernehmlassungen vom 26. März 2019 16 / 32 
 

  

 

 

Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

X   Die Abschaffung der Regelung für Holding- und Verwal-
tungsgesellschaften ist ein zentrales Element der STAF wel-
ches zwingend umzusetzen ist. Die Übergangsregelung und 
deren Ausgestaltung erachten wir im Rahmen des Vor-
schlags als tragbar. 

SST Kenntnisnahme 
Siehe Antwort ODO. 

4.2.3 Auswertung Frage 3 

3. Gewinnsteuersenkung auf insgesamt rund 12 Prozent (inkl. Bund) zur Erhöhung der 
Standortattraktivität für Unternehmen (Ziff. 4.2.1 des Berichts)? 

Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

X    JSVP, BUO, 

DAL, EMT, 

EBÜ, 

SG EMT, 

SG ODO, 

SG SST, 

SG WOL, 

RKL, KGK, 

KGOB, 

KGE, IGT, 

GV 

 

 X   SP, GN  

X   Um im interkantonalen Steuerwettbewerb konkurrenzfähig 
zu sein, befürworten wir einen niedrigen Steuersatz im 

Vergleich zu den anderen Kantonen. 

SVP Zustimmung 
Bei der Gewinnsteu-
erbelastung richtet 
sich der Kanton 
Nidwalden nach den 
gesamtschweizeri-
schen Entwicklungen 
und verfolgt das Ziel, 
einen Spitzenplatz 
einzunehmen. 

X   Die CVP Nidwalden befürwortet die Reduktion der Ge-
winnsteuern auf ca. 12% (Kantons- und Bundessteuern). 
Wir sind der Meinung, dass Nidwalden für Unternehmen 
weiterhin steuerlich attraktiv und dabei zu den drei Besten 
gehören sollte. Gemäss der in der Nidwaldner Zeitung 
publizierten Statistik (vgl. NZ vom 16.12.2018) würde sich 
Nidwalden mit der geplanten Senkung des Steuersatzes an 
die Spitze sämtlicher Kantone hieven. Wir würden als ein-
zige die Gewinnsteuern mit weniger als 12% besteuern 
(11,97%), gefolgt von Zug, welcher mit der dort geplanten 
Steuergesetzrevision die Gewinne der Unternehmen in Zu-
kunft mit 12,09% besteuern wird. Eine Reduktion auf das 
Niveau des Kantons Zug genügt unseres Erachtens. 

CVP Kenntnisnahme 
Die Steuerbelastung 
beispielsweise in der 
Gemeinde Baar/ZG 
liegt neu voraussicht-
lich bei 11,89% und 
somit unter 12%. 

X   Wir begrüssen insbesondere auch die für internationale Un-
ternehmen wichtige Möglichkeit für einzelne Bereiche frei-
willig einen höheren Steuersatz zu beantragen. 

FDP, WOL Zustimmung 

X   Die Abschaffung der Regelungen für Holding- und Verwal-
tungsgesellschaften führt zu erheblichen Mehrbelastun-
gen für die betroffenen Unternehmen. Zur Kompensation 
dieser Mehrbelastungen wird eine massvolle Senkung der 
kantonalen Gewinnsteuer von 6 % auf 5.1 % Gewinnsteuer 
befürwortet. Insbesondere wird auch die in Art. 85 Ziffer 3 
für internationale Konzerne vorgesehene Möglichkeit be-
grüsst, eine höhere Steuer zu beantragen. 

BEC, HER Zustimmung 
Bei der Gewinnsteu-
erbelastung richtet 
sich der Kanton 
Nidwalden nach den 
gesamtschweizeri-
schen Entwicklungen 
und verfolgt das Ziel, 
einen Spitzenplatz 
einzunehmen. 
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Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

X   Die Gemeinde Ennetmoos en befürwortet die Reduktion 
der Gewinnsteuern auf ca. 12% (Kantons- und Bundes-
steuern). Gemäss neuesten Statistiken (vgl. Nidwaldner 
Zeitung vom 16.12.2018) würde sich aber Nidwalden mit 
der geplanten Senkung des Steuersatzes an die Spitze 
sämtlicher Kantone hieven. Wir würden als einzige die Ge-
winnsteuern mit weniger als 12% besteuern (11,97%), ge-
folgt von Zug, welcher mit der dort geplanten Steuerge-
setzrevision die Gewinne der Unternehmen in Zukunft mit 
12,09% besteuern wird. Wir sind der Meinung, dass 
Nidwalden für Unternehmen weiterhin steuerlich attraktiv 
und dabei zu den Besten gehören soll. Es ist aber unseres 
Erachtens unklug, den Steuerwettbewerb auch mit Blick 
auf die Diskussionen im Bundesparlament im Zusammen-
hang mit dem nationalen Finanzausgleich NFA weiter an-
zuheizen. Eine Reduktion auf maximal 12% sollte daher 
genügen. Zudem können so die Mindereinnahmen für die 
Gemeinden tiefer gehalten werden. 

EMO Kenntnisnahme 
Die Steuerbelastung 
beispielsweise in der 
Gemeinde Baar/ZG 
liegt neu voraussicht-
lich bei 11,89% und 
damit unter 12%. 

X   Die Abschaffung der Regelungen für Holding- und Verwal-
tungsgesellschaften führt zu Mehrbelastungen für die be-
troffenen Unternehmen. Zur Kompensation dieser Mehr-
belastungen, wird die Senkung der kantonalen 
Gewinnsteuer von 6 % auf 5.1 % Gewinnsteuer befürwor-
tet. 

ODO Zustimmung 
Bei der Gewinnsteu-
erbelastung richtet 
sich der Kanton 
Nidwalden nach den 
gesamtschweizeri-
schen Entwicklungen 
und verfolgt das Ziel, 
einen Spitzenplatz 
einzunehmen. 

 X  Vgl. unsere Bemerkungen in Ziffer 1 (Frage 1) STA Kenntnisnahme 
Siehe Frage 1. 

X   Die Abschaffung der Steuerprivilegien führt bei den be-
troffenen Unternehmen zu einer erheblichen Mehrbelas-
tung. Um die Attraktivität des Kanton Nidwalden im In- und 
Ausland weiterhin zu gewährleisten erachten wir eine Ge-
winnsteuersenkung und sehr gute Positionierung als un-
umgänglich. Die entsprechenden Minderkosten sind durch 
Mehreinnahmen aus der Optik unserer Gemeinde vertret-
bar. 

SST Zustimmung 
Bei der Gewinnsteu-
erbelastung richtet 
sich der Kanton 
Nidwalden nach den 
gesamtschweizeri-
schen Entwicklungen 
und verfolgt das Ziel, 
einen Spitzenplatz 
einzunehmen. 

 

4.2.4 Auswertung Frage 4 

4. Erweiterung der bereits eingeführten Patentbox und Einführung einer Entlastungsbegren-
zung für die neuen Sonderregelungen (Ziff. 4.1.3 und 4.1.6 des Berichts)? 

Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

X    SVP, CVP, 

FDP, JSVP, 

BEC, BUO, 

DAL, EMT, 

EBÜ, EMO, 

HER, ODO, 

SST, WOL, 

SG EMT, 

SG ODO, 

SG WOL, 

RKL, KGK, 

KGOB, 
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Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

KGE, IGT, 

GV 

 X   SP  

 X  Diese Entwicklung führt dazu, dass letztlich Steuern nicht 
den produzierenden Orten (Gemeinden, Länder) und der 
arbeitenden Bevölkerung zu Gute kommen. Damit wird 
der Graben zwischen Reich und Arm in übermässiger 
Weise vergrössert.  

GN Kenntnisnahme 
Die Patentbox wird 
grundsätzlich nur ge-
währt, insoweit auch 
die Forschungs- und 
Entwicklungsaufwen-
dungen dazu in der 
Schweiz sind. 

 X  Vgl. unsere Bemerkungen in Ziffer 1 (Frage 1) STA Kenntnisnahme 

Siehe Frage 1. 

 

4.2.5 Auswertung Frage 5 

5. Beibehaltung der bisherigen privilegierten Dividendenbesteuerung für dafür qualifizie-
rende Beteiligungen (Ziff. 4.1.2 des Berichts)? 

Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

X    SVP, CVP, 

FDP, GN, 

JSVP, BEC, 

BUO, DAL, 

EMT, EBÜ, 

EMO, HER, 

ODO, SST, 

WOL, 

SG EMT, 

SG ODO, 

SG WOL, 

RKL, KGK, 

KGOB, 

KGE, IGT, 

GV 

 

  X  SP  

 X  Vgl. unsere Bemerkungen in Ziffer 1 (Frage 1) STA Kenntnisnahme 

Siehe Frage 1. 

4.2.6 Auswertung Frage 6 

6. Reduktion der Besteuerung von Vorsorgeleistungen (Ziff. 4.2.4 und 4.2.5 des Berichts)?  

Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

X    JSVP, DAL, 

EMO, 

SG EMT, 

SG ODO, 

SG WOL, 

RKL, KGK, 

KGOB, IGT 
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Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

X   Mit dem aktuellen Steuersatz ist Nidwalden im interkanto-
nalen Steuerwettbewerb nicht konkurrenzfähig. Es 
braucht hier eine Reduktion, um zusätzliches Steuersub-
strat nach Nidwalden zu bringen. 

SVP Zustimmung 

X   Die vorgeschlagene Reduktion der Besteuerung fördert 
die Überalterung in Nidwalden. Wir kämpfen bereits jetzt 
damit, dass Familien mit Kindern wegen der hohen Wohn-
kosten abwandern und eher Personen mit hohen Einkom-
men und Vermögen – zumeist ältere Personen – nach 
Nidwalden ziehen. Mit der geplanten Herabsetzung der 
Besteuerung von Vorsorgeleistungen von heute 0,4% auf 
0,25% fördern wir diesen Trend zusätzlich. Wir sind daher 
der Meinung, dass die Senkung tiefer ausfallen kann. 

CVP Ablehnung 
Die Attraktivität der 
Besteuerung von 
Vorsorgeleistungen 
steigert die Steuer-
einnahmen. Junge 
Familien können 
etwa vom steuer-
günstigen Vorbezug 
profitieren (beispiels-
weise beim Erwerb 
von Wohneigentum). 
Eine signifikante 
Steigerung des 
Durchschnittsalters 
ist nicht zu erwarten. 

X   Mit einer Reduktion sind wir einverstanden, ist dies doch 
ein wichtiges Thema für das Standortmarketing und der 
Kanton Nidwalden war in diesem Bereich bisher im Mittel-
feld. Wir schlagen aber vor, den Steuersatz auf einen 
Fünftel (anstelle eines Viertels) festzusetzen, wie dies 
auch beim Bund der Fall ist. 

FDP Ablehnung 
Eine weitergehende 
Senkung der Steu-
ersätze – etwa auf ei-
nen Fünftel der or-
dentlichen Sätze – 
hätte weitere Steuer-
ausfälle zur Folge 
und würde die Stand-
ortattraktivität nicht 
wesentlich steigern. 
Der Kanton Nidwal-
den nimmt mit der 
vorgeschlagenen 
Senkung bereits eine 
Spitzenposition ein. 

 X  Auch diese Massnahme würde den Steuerwettbewerb un-
ter den Kantonen anheizen, was wir nicht unterstützen. 
Zudem wirkt sich die Massnahme negativ, beziehungs-
weise einseitig auf die demografische Entwicklung aus: 
Ein weiterer Zuzug älterer Menschen ist angesichts der 
erwarteten Überalterung der Bevölkerung und der damit 
zu erwartenden Lasten für Gemeinden und Kanton keine 
nachhaltige Strategie. Es gilt den Zuzug von jungen Fami-
lien zu fördern.  

GN Ablehnung 
Die Attraktivität der 
Besteuerung von 
Vorsorgeleistungen 
steigert die Steuer-
einnahmen. Junge 
Familien können 
etwa vom steuer-
günstigen Vorbezug 
profitieren (beispiels-
weise beim Erwerb 
von Wohneigentum). 
Eine signifikante 
Steigerung des 
Durchschnittsalters 
ist nicht zu erwarten. 

 X  Vorsorgeleistungen sollen nicht mit einem einheitlichen, 
sondern mit einem progressiven Steuersatz belegt wer-
den. 
 
 
 
 
 
 
 
 

SP Ablehnung 
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Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

X   Nidwalden war bisher bei der Besteuerung von Kapital-
leistungen aus Vorsorge im schweizweiten Vergleich im 
hinteren Mittelfeld. Durch die Reduktion der Besteuerung, 
wird diesbezüglich ein wichtiger Schritt in die richtige Rich-
tung gemacht. Es wird jedoch vorgeschlagen, dass die 
Steuer zu einem Fünftel der Steuersätze statt des im Ge-
setzesentwurf in Art. 42 Abs. 3 E-StG NW vorgesehenen 
Viertels berechnet wird. Auch beim Bund werden Kapital-
leistungen aus Vorsorge nur zu einem Fünftel besteuert 
(vgl. Art. 38 DBG]. Damit ergibt sich eine Vereinheitli-
chung der Bemessungsgrundlage. Die Reduktion der Be-
steuerung wird insbesondere auch vor dem Hintergrund 
vorgeschlagen, dass die Regierung durch die Reduktion 
der Besteuerung von Vorsorgeleistungen eine neue 
Wachstumsmassnahme sieht, mit der die anfänglichen 
Steuerausfälle innerhalb von 6 Jahren kompensiert wer-
den. Durch die Umsetzung dieser Massnahme wird sich 
Nidwalden mit den Kantonen Zug und Schwyz schweiz-
weit an der Spitze platzieren. 
 
Um die Ansiedlung von Freizügigkeitsstiftungen in Nidwal-
den zu fördern, soll für Empfängerinnen und Empfänger 
von privatrechtlichen Vorsorgeleistungen eine Quellen-
steuerreduktion bei Auszahlung aus einer kantonalen 
Freizügigkeitsstiftung umgesetzt werden. Bei einem Weg-
zug eines Empfängers solch einer Freizügigkeitsleistung 
ins Ausland kommt es darauf an, wo die Stiftung ihren Sitz 
hat und nicht wo der Empfänger gewohnt hat. Da es un-
seres Wissens noch keine solche Freizügigkeitsstiftungen 
in Nidwalden gibt, kann diese Massnahme ohne kanto-
nale Steuerausfälle umgesetzt werden. Die Quellensteuer 
gemäss Art. 125 E-StG NW sollte jedoch auf 2.0 % der 
Bruttoeinkünfte festgesetzt werden und nicht auf 3.0 %, 
wie im Gesetzesentwurf vorgesehen. Damit wäre Nidwal-
den noch vor dem Kanton Schwyz an erster Stelle in die-
sem Bereich. 

BEC, HER Ablehnung 
Eine weitergehende 
Senkung der Steu-
ersätze – etwa auf ei-
nen Fünftel der or-
dentlichen Sätze – 
hätte weitere Steuer-
ausfälle zur Folge 
und würde die Stand-
ortattraktivität nicht 
wesentlich steigern. 
Der Kanton Nidwal-
den nimmt mit der 
vorgeschlagenen 
Senkung bereits eine 
Spitzenposition ein. 
 
 
 
 
Ablehnung 
Eine weitergehende 
Senkung der Steu-
ersätze würde die 
Standortattraktivität 
nicht wesentlich stei-
gern. 

 X  Eine Reduzierung des Steuersatzes von aktuell 2/5 auf 
neu einen Viertel des ordentlichen Tarifs stellt eine Re-
duktion von 37.5% dar und löst Mindereinnahmen von To-
tal 2.25 Mio. für den Kanton und die Gemeinden aus. Die 
jährlichen Mindereinnahmen können sich wahrscheinlich 
die wenigsten Gemeinden "leisten". Den Ausfall mit 
Wachstum kompensieren zu können ist wahrscheinlich 
nicht für alle Gemeinden ein realistisch erreichbares Ziel. 
Durch die Einführung einer Obergrenze im innerkantona-
len Finanzausgleich können die Gemeinden im Gegen-
satz zum Kanton auch nicht mehr gross am Wachstum 
von anderen Gemeinden partizipieren. Die Gemeinde 
Buochs muss bereits mit der geplanten Gesetzesände-
rung des innerkantonalen Finanzausgleichs mit wesentli-
chen Ertragseinbussen rechnen. Eine weitere Einbusse 
aus Steuereinnahmen aus der Besteuerung von Vorsor-
geleistungen ist für die Gemeinde Buochs und Emmetten 
nicht verkraftbar. Wir lehnen deshalb eine Reduzierung 
des Vorsorgetarifs ab. 
 
Die reduzierte Besteuerung gilt auch für Liquidationsge-
winne. Gemäss StHG Art. 11 sind diese in der Höhe des 
"fiktiven Einkaufs" gleich zu besteuern wie Kapitalleistun-
gen aus Vorsorge. Artikel 42b Abs. 1 des StG NW müsste 
somit bei einer Änderung des Art. 42 Abs. 3 auch entspre-
chend angepasst werden. 
 
 
 

BUO, EMT Ablehnung 
Es wird insgesamt 
mit einem Wachstum 
steuerlichen Mehrer-
trägen gerechnet.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung 
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Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

Eine Reduktion der Quellensteuer gemäss Artikel 124 und 
125 StG NW von 5% auf 3% kann wahrscheinlich ohne 
grosse Steuerausfälle umgesetzt werden und fördert die 
Ansiedlung von Freizügigkeitsstiftungen in Nidwalden. 
Diesen Reduktionsvorschlag unterstützen wir. 

Ablehnung 
Eine weitergehende 
Senkung der Steu-
ersätze würde die 
Standortattraktivität 
nicht wesentlich stei-
gern. 

X   Die Reduktion der Vorsorgeleistungen hat auch eine we-
sentliche Reduktion der Gemeindesteuereinnahmen zur 
Folge, insbesondere bei den Wohngemeinden wie Ennet-  
bürgen. Diese Reduktion wird nicht mit den höheren JP-
Einnahmen kompensiert. 

EBÜ Kenntnisnahme 

X   Nidwalden war bisher bei der Besteuerung von Kapital-
leistungen aus Vorsorge im schweizweiten Vergleich im 
hinteren Mittelfeld. Durch die Reduktion der Besteuerung, 
wird diesbezüglich ein wichtiger Schritt in die richtige Rich-
tung gemacht. Wir schlagen jedoch vor, dass die Steuer 
zu einem Fünftel der Steuersätze statt des im Geset-
zesentwurf in Art. 42 Abs. 3 E-StG NW vorgesehenen 
Viertels berechnet wird. Auch beim Bund werden Kapital-
leistungen aus Vorsorge nur zu einem Fünftel besteuert 
[vgl. Art. 38 DBG]. Damit ergibt sich eine Vereinheitlichung 
der Bemessungsgrundlage. Durch die Umsetzung dieser 
Massnahme wird sich Nidwalden mit den Kantonen Zug 
und Schwyz schweizweit an der Spitze platzieren. 

ODO Ablehnung 
Eine weitergehende 
Senkung der Steu-
ersätze – etwa auf ei-
nen Fünftel der or-
dentlichen Sätze – 
hätte weitere Steuer-
ausfälle zur Folge 
und würde die Stand-
ortattraktivität nicht 
wesentlich steigern. 
Der Kanton Nidwal-
den nimmt mit der 
vorgeschlagenen 
Senkung bereits eine 
Spitzenposition ein. 

 X  Vgl. unsere Bemerkungen in Ziffer 1 (Frage 1) STA Kenntnisnahme 

Siehe Frage 1. 

X   Zwar begrüssen wir eine Reduktion der Besteuerung im 
Vorgeschlagenen umfang, da diese aus der Optik der Ge-
meinde Stansstad noch tragbar ist und dadurch Ansied-
lungspolitik betrieben werden kann. Jedoch verbergen 
Sich hinter Auszahlungen auch immer Gefahren. So be-
steht die Möglichkeit, dass Bürger welche das gesamte 
Kapital beziehen und damit nicht gut genug wirtschaften 
zu EL- oder sogar Sozialhilfebezüger werden. Auch die-
sem Aspekt soll Rechnung getragen werden. 

SST Kenntnisnahme 

X   Mit einer Reduktion sind wir einverstanden, ist dies doch 
ein wichtiges Thema für das Standortmarketing und der 
Kanton Nidwalden war in diesem Bereich bisher im Mittel-
feld. Wir schlagen aber vor, den Steuersatz auf einen 
Fünftel (anstelle eines Viertels) festzusetzen, wie dies 
auch beim Bund der Fall ist. 

WOL Ablehnung 
Eine weitergehende 
Senkung der Steu-
ersätze – etwa auf ei-
nen Fünftel der or-
dentlichen Sätze – 
hätte weitere Steuer-
ausfälle zur Folge 
und würde die Stand-
ortattraktivität nicht 
wesentlich steigern. 
Der Kanton Nidwal-
den nimmt mit der 
vorgeschlagenen 
Senkung bereits eine 
Spitzenposition ein. 
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Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

 

X   Der Steuersatz bei der Vorsorgebesteuerung müsste 
nicht auf das Niveau von 25% gesenkt werden - es wäre 
auch ein Mittelweg von 30% od. 35% auf den ordentlichen 
Satz möglich. Bei der Quellensteuer wäre ebenfalls ein 
Mittelweg von 4% wünschenswert, anstelle der massiven 
Senkung auf 3%.  

KGE Ablehnung 
Bei der Besteuerung 
von Vorsorgeleistun-
gen liegt der Kanton 
Nidwalden schweiz-
weit im Mittelfeld. 
Eine weniger weitge-
hende Reduktion der 
Besteuerung würde 
die Standortattraktivi-
tät nur unwesentlich 
steigern. 

X   Mit der Reduktion der Besteuerung von Vorsorgeleistun-
gen kann Nidwalden auch in diesem Bereich Attraktivität 
erlangen. 

GV Kenntnisnahme 

 

4.2.7 Auswertung Frage 7 

7. Finanzieller Ausgleich für die Gemeinden durch Erhöhung des Anteils an der Gewinn- und 
Kapitalsteuer zugunsten der Gemeinden und zulasten der Kirchen (Ziff. 4.1.8 des Be-
richts)?  

Ja 

 

Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

X    CVP, JSVP, 

DAL, EBÜ, 

SG EMT, 

SG ODO, 

SG WOL, 

KGK, KGE, 

IGT 

 

X   Grundsätzlich sind wir damit einverstanden. Wir möch-
ten jedoch darauf hinweisen, dass auch bei der Kirche 
möglicherweise der Finanzbedarf ändert, also auch an-
steigen kann. 

SVP Kenntnisnahme 

X   Mit der Verschiebung zulasten der Kirchen sind wir ein-
verstanden. Um die Akzeptanz der Gesetzesrevision bei 
den Gemeinden zu stärken sind wir der Meinung, dass 
der Kanton selber ebenfalls 2% beisteuern sollte. Damit 
würde der Anteil der Gemeinden um insgesamt 4% stei-
gen. 

FDP, WOL Ablehnung 
Eine (weitere) Erhö-
hung des Anteils zu-
lasten auch des Kan-
tons (neben den 
Landeskirchen) hätte 
Mindereinnahmen für 
den Kanton zur 
Folge. Im Weiteren 
ist der Kanton darauf 
angewiesen, dass 
die im Rahmen der 
Massnahmen "Haus-
haltgleichgewicht" 
beschossene Ver-
schiebung im Jahre 
2015, wirksam ab 
Steuererträge 2016, 
bestehen bleibt. Mit 
der Verschiebung 
des Anteils von den 
Landeskirchen zu 
den Gemeinden er-
folgt eine angemes-
sene Abgeltung und 



Teilrevision Steuergesetz 
 

Auswertung der Vernehmlassungen vom 26. März 2019 23 / 32 
 

  

 

 

Ja 

 

Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

trägt der "Gemeinde-
klausel" genügend 
Rechnung. 

 X  Wenn der Kanton Vorteile hat, dann müssen auch die Ge-
meinden daran so teilhaben, dass sie nicht zusätzlich be-
lastet werden. 

GN Kenntnisnahme 

 X  Die Landeskirchen leisten einen grossen Beitrag im Be-
reich von Sozialarbeit. Wenn Steuereinnahmen von einer 
Stelle zur anderen verschoben werden, so bleibt unter 
dem Strich für die Bevölkerung alles gleich. Leistungen 
die zuvor die Kirche erbracht hat, muss nun die Gemeinde 
erbringen. 
 
 
 
 
 
 

SP Kenntnisnahme 
Mit der vorgesehe-
nen Verschiebung 
und dem erwarteten 
Wachstum können 
die Landeskirchen 
die bisherigen Aufga-
ben weiterhin wahr-
nehmen. 

X   Durch die Anpassungen beim Kantonsanteil der direkten 
Bundessteuer von 17 % auf 21.2 % fliessen dem Kanton 
Nidwalden 7.2 Millionen Franken jährlich zu. Ein Teil die-
ser Mittel sollte an die Gemeinden weitergeleitet werden. 
Der finanzielle Ausgleich sollte sich deshalb nicht nur auf 
eine Erhöhung des Anteils der Gewinn- und Kapitalsteuer 
um 2 % zugunsten der Gemeinden und zulasten der Kir-
chen beschränken. Die in Art. 107a E-StG NW festge-
legte Steueraufteilung sollte zusätzlich eine Erhöhung der 
Gewinn- und Kapitalsteuer von weiteren 2 % zugunsten 
der Gemeinden und zulasten des Kantons vorsehen. 

BEC, HER, 

ODO 

Ablehnung 
Siehe Antworten 
FDP und WOL. 

 X  Wir unterstützen den Vorschlag, würden aber noch einen 
zusätzlichen Ausgleich zu Gunsten der Gemeinden ge-
mäss Bemerkungen unter Ziffer 3 (weitere Vorschläge 
von Massnahmen) begrüssen. 

BUO, EMT Ablehnung 
Siehe Antworten 
FDP und WOL. 

X   Durch die Anpassungen beim Kantonsanteil der direkten 
Bundessteuer von 17 % auf 21.2 % fliessen dem Kanton 
Nidwalden jährlich 7.2 MCHF zu. Ein Teil dieser Mittel 
sollte an die Gemeinden weitergeleitet werden. Die in Art. 
107a E-StG NW festgelegte Steueraufteilung sollte zu-
sätzlich eine Erhöhung der Gewinn- und Kapitalsteuer 
von weiteren 2 % zugunsten der Gemeinden und zulasten 
des Kantons vorsehen. 

EMO, SST Ablehnung 
Siehe Antworten 
FDP und WOL. 

 X  Der Gemeinderat nimmt aber immerhin zur Kenntnis, 
dass auch der Kanton Nidwalden für diejenigen politi-
schen Gemeinden einen Ausgleich als notwendig erach-
tet, welche nicht von der Teilrevision des Steuergesetzes 
profitieren. Eine alleinige Kompensation zulasten der Kir-
chen erachtet der Gemeinderat Stans aber nicht als ge-
nügend. Es wird dazu auf die unter Ziffer 3 verlangte wei-
tere Massnahme verwiesen. 

STA Ablehnung 
Siehe Antworten 
FDP und WOL. 

X   Die Verschiebung von 2% des Anteils an der Gewinn- und 
Kapitalsteuer zugunsten der Gemeinden und zulasten der 
Kirchen begrüssen wir. 

GV Kenntnisnahme 

X   Präzisierung: Zulasten der Landeskirchen RKL, KGOB Zustimmung 
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4.2.8 Auswertung Frage 8 

8. Erhöhung der Ausbildungszulage als familienpolitische Massnahme neben den steuerpoli-
tischen (Ziff. 4.2.6 des Berichts)? 

Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

X    FDP, BEC, 

BUO, DAL, 

EMT, EBÜ, 

HER, ODO, 

STA, SST, 

WOL, 

SG EMT, 

SG ODO, 

RKL, KGK, 

KGOB, 

IGT  

 

 X   SG WOL  

X   Die Massnahme wird grundsätzlich begrüsst. Der abso-
lute Betrag scheint eher bescheiden zu sein. Wir zweifeln 
jedoch daran, dass die Massnahme grossen Einfluss hat, 
damit das Gesetz mehrheitsfähig wird. 

SVP Kenntnisnahme 

X   Die geplante soziale Abfederung der Revision des Steu-
ergesetzes erachten wir als zwingend. Eine Erhöhung der 
Ausbildungszulagen kommt den Familien in Nidwalden zu 
Gute. Wir sind aber der Meinung, dass allenfalls noch eine 
weitere Erhöhung z. B. der Kinderzulagen um CHF 10.00 
auf CHF 250.00 drin liegen würde, ohne dass die Lohn-
beiträge erhöht werden müssten. Damit würden auch die 
Familien mit noch jüngeren Kindern von diesem sozialen 
Ausgleich profitieren. Wir fordern den Regierungsrat auf, 
entsprechende Berechnungen anzustellen und eine Erhö-
hung auch der Kinderzulagen zu prüfen. 

CVP Ablehnung 
Eine Erhöhung der 
Kinderzulage hätte 
eine Erhöhung auch 
der Beitragssätze 
dazu zur Folge. 

  X Aus familienpolitischer Sicht könnte diese Massnahme 
unterstützt werden. Sie muss jedoch auf die wirtschaftli-
che Situation der Bezugsberechtigten Rücksicht nehmen, 
um so dem in Nidwalden ansonsten verpönten 'Giesskan-
nen-Prinzip' entgegenzuwirken. Wir beurteilen diese  
Massnahme aber lediglich als 'Zückerchen', mit dem Ziel, 
dem Volk die Steuergesetzrevision 'schmackhaft' zu ma-
chen und vorzutäuschen, dass auch Familien von der Ge-
setzesänderung profitieren würden. Schlussendlich wäre 
diese Massnahme für den Kanton 'kostenneutral', weil sie 
der Familienausgleichskasse angerechnet werden muss. 
Somit hat sie keinen direkten Zusammenhang mit der 
Steuergesetzrevision und ist eher systemfremd. 

GN Kenntnisnahme 
Auch die eidgenössi-
sche Steuervorlage 
(STAF) ist mit sozial-
politischen Massnah-
men verknüpft. Die 
Frage hat auch das 
EJPD geprüft und als 
vertretbar beurteilt. 

X   Wir stimmen grundsätzlich solchen familienpolitischen 
Massnahmen zu. Jedoch hat ein solcher Absatz absolut 
nichts in einem Steuerpaket verloren. Das Vermischen 
von Fachthemen widerspricht der Einheit der Materie. 

SP Kenntnisnahme 
Siehe Antwort GN. 

 X  Es ist ja nett, dass man die Ausbildungszulagen erhöhen 
möchte, aber nach Ansicht der Jungen SVP Nidwalden hat 
dieses Anliegen nichts in einer Steuerreform zu suchen. Vor 
allem nicht unter dem Titel «Sozialer Ausgleich», denn was 
genau soll hier ausgeglichen werden? Familien mit Kindern 
werden durch die Steuerreform nicht belastet, demzufolge 
muss man auch kein Geld verteilen. Wenn das Ziel sein soll, 
dass am Ende alle (nicht nur Familien mit Kindern!) mehr Geld 
zur Verfügung haben, wären eine generelle Steuersenkung 
für natürliche Personen oder eine Anpassung bei der Steuer-
progression wesentlich sinnvoller, zumal dies auch besser zu 

JSVP Kenntnisnahme 
Siehe Antwort GN. 
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Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

einer Steuerreform passen würde. Oder man führt eine sepa-
rate Revision des kFamZG durch, zu der sämtlichen Parteien 
wieder Stellung beziehen könnten. 

 X  Die Erhöhung der Ausbildungszulagen wird grundsätzlich be-
grüsst, aber da das kantonale Familienzulagengesetz in kei-
nem direkten Zusammenhang mit dem Steuergesetz steht, 
sehen wir die Einheit der Materie verletzt. Besser wäre, über 
steuerpolitische Instrumente die Familien zu entlasten, z. B. 
mit einer Erhöhung der Sozialabzüge für Kinder in schulischer 
Ausbildung. 

EMO Ablehnung 
Auch die eidgenössi-
sche Steuervorlage 
(STAF) ist mit sozial-
politischen Massnah-
men verknüpft. – Und 
die Erhöhung der 
Kinderabzüge hätte 
erhebliche Steuer-
ausfälle zur Folge. 

X   Aber auch bei den Kinderzulagen je CHF 20.00 mehr. KGE Ablehnung 
Eine Erhöhung der 
Kinderzulage hätte 
eine Erhöhung auch 
der Beitragssätze 
dazu zur Folge. 

X   Die Erhöhung der Ausbildungszulagen um CHF 20.00 
sollte auf keinen Fall zur Erhöhung der Beiträge führen. 

GV Zustimmung 

 

4.2.9 Auswertung Frage 9 

9.  Welche weiteren Massnahmen schlagen Sie vor? 

Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

   Auf Druck von EU und OECD ist klarer Handlungs-
bedarf gegeben. Klare Verlierer dieser Vorlage wer-
den die meisten Gemeinden sein. Wir erwarten vom 
RR zusätzliche Massnahmen, die diesem Umstand 
Rechnung tragen. Beispiele sind eine Steuerver-
schiebung von Kanton zu Gemeinde (um die Ge-
meinden zu entlasten) oder eine Anpassung des 
kantonalen Finanzausgleichs. Es wäre falsch, wenn 
von dieser Gesetzesänderung hauptsächlich der 
Kanton profitiert und die Gemeinden leer ausgehen.   

SVP Ablehnung 
Eine (weitere) Erhöhung 
etwa des Anteils an der 
Gewinn- und Kapitalsteuer 
zulasten auch des Kan-
tons (neben den Landes-
kirchen) hätte Minderein-
nahmen für den Kanton 
zur Folge. 

   Für Nidwalden ist es wichtig, dass neben den inter-
nationalen Unternehmen auch die nächste Genera-
tion der «Patrons» Wohnsitz im Kanton halten. Um 
diese zu einem Zuzug zu motivieren, bzw. einen 
Wegzug weniger attraktiv zu machen, schlagen wir 
vor, die Vermögenssteuer auf qualifizierten Beteili-
gungen zu senken. Wir sind der Ansicht, dass sich 
diese Massnahme sehr schnell refinanzieren wird.  
 
Falls eine Möglichkeit besteht, könnte man auch die 
Schenkungssteuer für Schenkungen an Personen 
die in Nidwalden steuerpflichtig sind abschaffen. 
Auch dies könnte zum Zuzug von vermögenden Per-
sonen und damit zu zusätzlichem Steuersubstrat für 
den Kanton und die Gemeinden führen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

FDP, WOL Ablehnung 
Der Kanton nimmt bereits 
eine Spitzenposition ein. 
Eine Senkung der Vermö-
genssteuer hätte erhebli-
che Steuerausfälle zur 
Folge. 
 
 
Ablehnung 
Eine Abschaffung der 
Schenkungssteuer hätte 
erhebliche Steuerausfälle 
zur Folge. 
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Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

   Man muss die zusätzlichen Steuereinnahmen nicht 
nur zur Reduktion des strukturellen Defizits brau-
chen, sondern dort einsetzen, wo in den letzten Jah-
ren Leistungen des Kantons abgebaut wurden. 
Verwendung der Steuermehreinnahmen: 
- Ausgleich bei den Prämienverbilligungen für die 

Krankenkasse, bzw. den Kosten für das Gesund-
heitswesen; 

- Investitionen in Bildung und Weiterbildung (Sti-
pendien, Ausbildungen in der zweiten Phase des 
Erwerbslebens); 

- Unterstützung und Mitfinanzierung der Ziele der 
Energiestrategie 2050, insbesondere Massnah-
men zur Förderung von Solarenergie und ande-
ren klimaneutralen Technologien und Massnah-
men; 

- Förderung und Ausbau des öffentlichen Ver-
kehrs sowie des Langsamverkehrs; 

- Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf durch familien- und schulergänzende Kinder-
betreuung wie zum Beispiel Kinderkrippen, Ta-
gesschulen und Blockzeiten. 

 
Die Behandlung der Revision des Finanzausgleichs-
gesetzes muss solange sistiert werden, bis die vor-
liegende Gesetzesrevision verabschiedet worden 
ist, weil die Steuergesetzrevision das Finanzaus-
gleichsgesetz markant tangiert. 

GN Ablehnung 
Die Mittelverwendung ob-
liegt dem Parlament und 
gehört nicht in die Steuer-
gesetzgebung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ablehnung 

   Abschliessend erachten wir den Zeitpunkt der Geset-
zesänderung sehr unglücklich. Die Volksabstimmung 
betreffend dem Bundesgesetz über die Steuerreform 
und die AHV-Finanzierung (STAF) steht bevor. Sollte 
dieses nationale Gesetz abgelehnt werden, sehen 
die Rahmenbedingungen für das kantonale Gesetz 
anders aus. 

SP Kenntnisnahme 
Falls die eidgenössische 
Steuervorlage (STAF) in 
der Volksabstimmung vom 
19. Mai 2019 scheitern 
sollte, könnte die bean-
tragte Umsetzung im Kan-
ton Nidwalden (Steuerge-
setzrevision 2020) nicht 
wie vorgesehen beschlos-
sen werden. Die Vorlage 
müsste – unter Berück-
sichtigung auch der Ent-
scheide auf Bundesebene 
für diesen Fall – entspre-
chend angepasst werden. 

   Senkung der Vermögenssteuer für wesentliche Be-
teiligungen 
 
Die in der STAF beschlossene Erhöhung der Divi-
dendenbesteuerung auf wesentliche Beteiligungen 
auf Bundesebene von 60 % auf 70 % führt zu einer 
Erhöhung der direkten Bundessteuer von 17% für 
die betroffenen Personen. Steuerpflichtige, die we-
sentliche Beteiligungen halten und deshalb von die-
ser Steuererhöhung betroffen sind, stellen eine wich-
tige Zielgruppe dar, auf die sich die bisher so 
erfolgreiche Steuerstrategie des Kantons Nidwalden 
konzentriert hat. Um auch im internationalen Kontext 
weiterhin ein attraktiver Standort für diese Personen-
gruppe zu bleiben, soll in Art. 54 Abs. 2 StG NW eine 
Senkung der Vermögensteuer auf Beteiligungen an 
Kapitalgesellschaften und Genossenschaften von 
gegenwärtig 0.2 Promille auf 0.15 Promille in die Ge-
setzesreform integriert werden.  
 
 

BEC, HER  
 
 
Ablehnung 
Der Kanton nimmt bereits 
eine Spitzenposition ein. 
Eine Senkung der Vermö-
genssteuer hätte erhebli-
che Steuerausfälle zur 
Folge. 
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Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

Abschaffung Schenkungssteuer 
 
Neben dem Kanton Schwyz hat auch Obwalden die 
Schenkungs- und Erbschaftssteuer abgeschafft. Der 
Kanton Luzern erhebt keine Schenkungssteuer. Um 
im Zentralschweizer Steuerwettbewerb attraktiv zu 
bleiben, regen wir an, dass auch Verbesserungen in 
diesem Bereich umgesetzt werden. Die Schen-
kungssteuer soll aufgehoben werden, um damit Ver-
mögensübertragungen mit «warmer» Hand zu be-
günstigen. Nach Auskunft des kantonalen 
Steueramts würde diese Massnahme zu Steueraus-
fällen von Fr. 700'000 pro Jahr führen und vor allem 
ausserkantonale Beschenkte wären davon begüns-
tigt. Wir regen an, zu prüfen, ob es rechtlich [StHG] 
zulässig ist, dass nur Beschenkte mit Wohnsitz im 
Kanton Nidwalden von der Schenkungssteuerbefrei-
ung profitieren können. In diesem Falle würden sich 
nur marginale Steuerausfälle ergeben und Be-
schenkte hätten einen Anreiz, vor einer Schenkung 
in den Kanton Nidwalden zu ziehen. 
 
Weitere Vorschläge zum Gesetzesentwurf 
 
Art. 77 Abs. 1 Ziffer 3, dritter Absatz E-StG NW: Die-
ser Absatz sollte gestrichen werden, da diese Rege-
lung durch den Wegfall der Regeln für Verwaltungs-
gesellschaften überflüssig wird und ein starrer 
Gewinnaufschlag von 5 % nicht in Übereinstimmung 
mit den OECD-Verrechnungspreisregeln ist. 
 
Art. 77a Abs. 4 E-StG NW «Erfolg aus Patenten und 
vergleichbaren Rechten»: StG-NW hat unter Abs. 4 
eine interkantonale Wegzugsbesteuerung vorgese-
hen. Im StHG wird unter dem analogen Art. 24b 
StHG keine interkantonale Wegzugsbesteuerung er-
wähnt. Nidwalden sollte keine Regelungen einfügen, 
die ungünstiger sind, als im StHG vorgesehen. Die 
Wegzugsbesteuerung ist deshalb wieder aus dem 
Gesetzestext zu streichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Abschreibungsdauer für die «altrechtlich» aufge-
deckten stillen Reserven soll aufgrund des Kapitali-
sierungszinssatzes bestimmt werden. Die aufge-
deckten stillen Reserven können jedoch längstens 
innerhalb von 10 Jahren [d.h. bis 31.12.2029) steu-
erwirksam abgeschrieben werden. Alternativ kann 
im Sinne einer Vereinfachung - unabhängig vom Ka-
pitalisierungszinssatz - ein Zeitraum für die Ab-
schreibung der aufgedeckten stillen Reserven bis 
31.12.2029 [anstatt 31. Dezember 2024) vorgese-
hen werden. Ausgenommen von dieser Abschrei-
bungsregel sind die Beteiligungen nach Art. 86 StG-
NW. Beteiligungen sind weiterhin nur bei Wertverlust 
abzuschreiben. 

 
 
Ablehnung 
Eine Abschaffung der 
Schenkungssteuer hätte 
erhebliche Steuerausfälle 
zur Folge. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung 
 
 
 
 
 
 
Ablehnung 
Verlegt ein Unternehmen 
innert fünf Jahren nach 
Eintritt in die Patentbox 
seinen Sitz in einen an-
dern Kanton, der eine ab-
weichende Eintrittsbesteu-
erung vorsieht, erfolgt im 
Kanton Nidwalden eine 
Hinzurechnung des noch 
nicht abgerechneten Auf-
wands zum steuerbaren 
Gewinn. Damit wird sicher-
gestellt, dass auch bei ei-
nem Sitzwechsel in einen 
anderen Kanton in jedem 
Fall die bundesrechtlich 
geforderte Abrechnung er-
folgt. Ein Verzicht darauf 
wäre bundesrechtswidrig. 
 
Ablehnung 
Abschreibungen werden 
beim Finanzausgleich 
(NFA) nur während 5 Jah-
ren berücksichtigt. 
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Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

Falls die STAF am 19. Mai 2019 an der Urne schei-
tern sollte, wird erwartet, dass die Regelungen für 
Holding- und Verwaltungsgesellschaften ohne Ein-
führung von Ersatzreglungen abgeschafft werden. 
Die Abschaffung der Regelungen für Holding- und 
Verwaltungsgesellschaften werden dem Kanton 
Mehreinnahmen von 5.1 Millionen Franken pro Jahr 
bringen. Für diesen Fall schlagen wir zur Abfederung 
der erheblichen steuerlichen Mehrbelastung der be-
troffenen Gesellschaften vor, dass die Gewinnsteuer 
auf 5.1 % gesenkt wird. Die Senkung der Steuerbe-
lastung von Kapitalleistungen aus Vorsorge (vgl. 
4.2.4 des Berichts zur Vernehmlassung) sollte in je-
dem Fall umgesetzt werden, da sich durch die Um-
setzung dieser Massnahme eine neue Wachstums-
möglichkeit für den Kanton eröffnet und sich diese 
Massnahme durch das erwartete Wachstum mittel-
fristig selbst finanziert. 
 

Zustimmung 
Die Zustimmung erfolgt 
unter dem Vorbehalt, dass 
der Bund die Abschaffung 
der Statusgesellschaften 
beschliesst und als Ge-
genmassnahme den Anteil 
an der direkten Bundes-
steuer auf 21,2 Prozent er-
höht. 
 
 
 
 
 
 

   Finanzieller Ausgleich für die Gemeinden durch Er-
höhung des Anteils an der Gewinn-und Kapitalsteuer 
zugunsten der Gemeinden und zu Lasten des Kan-
tons im gleichen Umfang wie zu Lasten der Kirchen 
(je 2%). 

BUO, EMT Ablehnung 
Eine (weitere) Erhöhung 
des Anteils zulasten auch 
des Kantons (neben den 
Landeskirchen) hätte er-
hebliche Mindereinnah-
men für den Kanton zur 
Folge. 

   In den letzten Gesetzesrevisionen hat der Kanton je-
weils zulasten der Gemeinden das zusätzliche Steu-
ersubstrat eingenommen (z.B. Erbschafts- und 
Schenkungssteuern). Mit dieser Gesetzesvorlage 
soll der aus der nationalen STAF zu erwartende 
Steuermehrertrag bei den JP's – welcher hauptsäch-
lich dem Kanton und nur sehr wenigen Gemeinden 
zu Gute kommt – wiederum zugunsten der Kantons-
finanzen abgeschöpft werden. Der Kanton soll kom-
mende Budget- und Rechnungskorrekturen über 
eine Steuerfuss-erhöhung der Kantonssteuern oder 
mit Kostensenkungen umsetzen und nicht wie in der 
jüngeren Vergangenheit mit indirekten, gesetzlichen 
Korrekturen zulasten der Gemeinden. 

EBÜ, ODO Ablehnung 

   Da nun das Referendum ergriffen wurde und die 
STAF vor das Volk zur Abstimmung kommt, stellt 
sich uns die Frage welche Artikel bei einer allfälligen 
Ablehnung durch das Volk im neuen Steuergesetz 
umgesetzt werden. Die Umsetzung von steuersen-
kenden Massnahmen, welche Mindereinnahmen bei 
den Gemeinden verursachen ist zum heutigen Zeit-
punkt nicht tragbar. 

SST Kenntnisnahme 
Falls die eidgenössische 
Steuervorlage (STAF) in 
der Volksabstimmung vom 
19. Mai 2019 scheitern 
sollte, könnte die bean-
tragte Umsetzung im Kan-
ton Nidwalden (Steuerge-
setzrevision 2020) nicht 
wie vorgesehen beschlos-
sen werden. Die Vorlage 
müsste – unter Berück-
sichtigung auch der Ent-
scheide auf Bundesebene 
für diesen Fall – entspre-
chend angepasst werden. 

   Erhöhung der Kinderzulage um CHF 20.00 KGE Ablehnung 
Eine Erhöhung der Kinder-
zulage hätte eine Erhö-
hung auch der Beitragss-
ätze dazu zur Folge. 
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Ja Nein Ent- 

halt. 

Bemerkungen Wer  Stellungnahme  

Regierungsrat 

   Senkung der Vermögenssteuer 
 
Die Senkung der Vermögenssteuer wurde ver-
schiedentlich diskutiert. Diese sollte weiterhin eine 
Zielsetzung für die nächste Steuergesetzrevision 
sein. Eine solche Massnahme würde die Wahr-
scheinlichkeit, dass Personen mit hohen Vermögen 
ihren Wohnsitz langfristig im Kanton Nidwalden be-
halten, erhöhen. Zudem würden damit Personen 
entlastet, die im Regelfall auch hohe Einkommens-
steuern zahlen. Weiter wäre dies eine Massnahme, 
welche im internationalen Kontext keine Probleme 
verursachen würde, erheben doch nur wenige Län-
der Vermögenssteuern. Eine Möglichkeit dazu wäre 
die (allenfalls teilweise) Anrechnung der Einkom-
mens- an die Vermögenssteuer. 
 
Abschaffung der Erbschafts- und Schenkungssteu-
ern 
Nachdem der Kanton Obwalden vor kurzem als 
zweiter Kanton nach Schwyz die Erbschafts- und 
Schenkungssteuer abgeschafft hat, sollte diese 
Massnahme auch im Kanton Nidwalden in Erwä-
gung gezogen werden. Aus unserer Sicht wäre diese 
Abschaffung ein sehr gutes Werbeargument, um 
vermögende Personen nach Nidwalden anzuziehen. 
 
Dualistisches System der Grundstückgewinnsteuern 
 
Im Gegensatz z.B. zu den Nachbarkantonen Luzern 
und Obwalden wird die Grundstückgewinnsteuer im 
Kanton Nidwalden nach der monistischen Methode 
erhoben. Dies bedeutet für gewerbsmässig tätige 
Immobilienunternehmer eine hohe zusätzliche Be-
lastung, insbesondere dann, wenn die Immobilien-
projekte nach der Erstellung für den Verkauf be-
stimmt sind. Dies dürfte auch dazu führen, dass die 
Verkaufspreise durch diese hohe Besteuerung er-
höht werden. Der Wechsel vom monistischen zum 
dualistischen System sollte als Fernziel für künftige 
Steuergesetzrevisionen aufgenommen werden. 
 
Handänderungssteuer 
Die Erhebung der Handänderungssteuer provoziert 
immer wieder Diskussionen um die Berechtigung 
derselben. Der Kanton kann die Transaktionskosten 
beim Grundbuchamt durch entsprechende Gebüh-
ren in Rechnung stellen. Was die Gegenleistung für 
die Erhebung der Handänderungssteuer ist, kann 
aus unserer Sicht nicht begründet werden. Insge-
samt dürfte diese Transaktionssteuer zu einer Erhö-
hung der Immobilienpreise führen. 

IGT  
 
Ablehnung 
Der Kanton nimmt bereits 
eine Spitzenposition ein. 
Eine Senkung der Vermö-
genssteuer hätte erhebli-
che Steuerausfälle zur 
Folge. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ablehnung 
Eine Abschaffung der Erb-
schafts- und Schenkungs-
steuer hätte erhebliche 
Steuerausfälle zur Folge. 
 
 
 
 
 
Ablehnung 
Ein Wechsel vom monisti-
schen zum dualistischen 
System hätte erhebliche 
Steuerausfälle zur Folge. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ablehnung 
Eine Abschaffung der 
Handänderungssteuer 
hätte erhebliche Steuer-
ausfälle zur Folge. 
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5 Kurzübersicht der Auswertung 

1. Befürworten Sie die strategische Stossrichtung der kantonalen Steuergesetzrevision 
2020? Einführung neuer Sonderregelungen, die den internationalen Standards entspre-
chen, als Ersatz für den Wegfall der steuerlichen Privilegien für Unternehmen kombiniert 
mit einer Gewinnsteuersenkung (Ziff.4.1.3 ff. des Berichts)? 

Ja Nein Ent- 

halt. 

Wer  

X   CVP, FDP, SVP, JSVP, BEC, BUO, DAL, EMO, EMT, EBÜ, HER, ODO, SST, WOL, SG EMT, 

SG ODO, SG SST, SG WOL, RKL, KGK, KGOB, KGE, IGT, GV 

 X  SP GN STA 

24 3  Total 

 

 

2. Abschaffung der Regelungen für Holding- und Verwaltungsgesellschaften mit einer Über-
gangsregelung zur Abfederung der steuerlichen Mehrbelastung durch den Wegfall der 
bisherigen Privilegien (Ziff. 4.1.1 und 4.1.5 des Berichts)? 

Ja Nein Ent- 

halt. 

Wer  

X   FDP SVP, CVP, JSVP, BUO, DAL, EMT, BEC, HER EBÜ, EMO, ODO SST WOL SG EMT, 

SG ODO, SG SST, SG WOL, RKL, KGK, KGOB, KGE, IGT, GV 

 X  SP GN STA 

24 3 0 Total 

 
 
3. Gewinnsteuersenkung auf insgesamt rund 12 Prozent (inkl. Bund) zur Erhöhung der 

Standortattraktivität für Unternehmen (Ziff. 4.2.1 des Berichts)? 

Ja Nein Ent- 

halt. 

Wer  

X   SVP CVP FDP JSVP, BEC, HER BUO, DAL, EMO EMT, EBÜ ODO SST WOL, SG EMT, 

SG ODO, SG SST, SG WOL, RKL, KGK, KGOB, KGE, IGT, GV 

 X  GN SP STA 

24 3  Total 

 

4. Erweiterung der bereits eingeführten Patentbox und Einführung einer Entlastungsbegren-
zung für die neuen Sonderregelungen (Ziff. 4.1.3 und 4.1.6 des Berichts)? 

Ja Nein Ent- 

halt. 

Wer  

X   SVP, CVP, FDP, JSVP, BEC, BUO, DAL, EMT, EBÜ, EMO, HER, ODO, SST, WOL 

SG EMT, SG ODO, SG WOL, RKL, KGK, KGOB, KGE, IGT, GV 

 X  SP GN STA 

23 3 0 Total 
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5. Beibehaltung der bisherigen privilegierten Dividendenbesteuerung für dafür qualifizie-
rende Beteiligungen (Ziff. 4.1.2 des Berichts)? 

Ja Nein Ent- 

halt. 

Wer  

X   SVP, CVP, FDP, GN, JSVP, BEC, BUO, DAL, EMT, EBÜ, EMO, HER, ODO, SST, WOL, 

SG EMT, SG ODO, SG WOL, RKL, KGK, KGOB, KGE, IGT, GV 

 X X STA 

  X SP 

24 1 1 Total 

 
 
6. Reduktion der Besteuerung von Vorsorgeleistungen (Ziff. 4.2.4 und 4.2.5 des Berichts)?  

Ja Nein Ent- 

halt. 

Wer  

X   SVP, CVP, FDP, JSVP, BEC, DAL, EBÜ, EMO, HER, ODO, SST, WOL, SG EMT, 

SG ODO, SG WOL, RKL, KGK, KGOB, KGE, IGT, GV 

 X  GN SP STA BUO EMT 

21 5 0 Total 

 
 
7. Finanzieller Ausgleich für die Gemeinden durch Erhöhung des Anteils an der Gewinn- und 

Kapitalsteuer zugunsten der Gemeinden und zulasten der Kirchen (Ziff. 4.1.8 des Be-
richts)?  

Ja Nein Ent- 

halt. 

Wer  

X   FDP SVP CVP, JSVP, BEC, HER, EMO, SST ODO DAL, EBÜ, WOL SG EMT, 

SG ODO, SG WOL, RKL KGOB, KGK, KGE, IGT GV 

 X  GN SP STA BUO EMT 

21 5 0 Total 

 
 
8. Erhöhung der Ausbildungszulage als familienpolitische Massnahme neben den steuerpoli-

tischen (Ziff. 4.2.6 des Berichts)? 

Ja Nein Ent- 

halt. 

Wer  

X   SP CVP SVP FDP, BEC, BUO, DAL, EMT, EBÜ, HER, ODO, STA, SST, WOL, SG EMT, 

SG ODO, RKL, KGK, KGE KGOB, IGT GV 

 X  JSVP EMO SG WOL 

  X GN 

22  

3 

1 Total 
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